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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

Art. 1

Berechtigte

(1) 1Anspruch auf Landeserziehungsgeld hat, wer

1. seine Hauptwohnung oder seinen gewöhnlichen
Aufenthalt seit mindestens zwölf Monaten vor Leis-
tungsbeginn in Bayern hat,

2. mit einem Kind, für das ihm die Personensorge zu-
steht, in einem Haushalt lebt,

3. dieses Kind selbst betreut und erzieht,

4. keine oder keine volle Erwerbstätigkeit ausübt und

5. die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats der
Europäischen Union oder eines anderen Vertrags-
staats des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum besitzt (EU/EWR-Bürger).

2Auf die Vorwohndauer im Sinn von Satz 1 Nr. 1 wird
verzichtet, wenn der Berechtigte aus einem Land zu-
zieht, das eine vergleichbare Leistung vorsieht, und die
Gegenseitigkeit sichergestellt ist. 3Der Anspruch auf
Landeserziehungsgeld setzt nicht voraus, dass der Be-
rechtigte zuvor Erziehungsgeld nach dem Bundeser-
ziehungsgeldgesetz (BErzGG) bezogen hat.

(2) 1Die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz1 Nr. 1
kann ein Antragsteller, der

1. im Rahmen seines in Deutschland bestehenden Be-
schäftigungsverhältnisses von Bayern aus vorüber-
gehend in ein anderes Land oder ins Ausland ent-
sandt ist und im Fall der Entsendung ins Ausland
auf Grund über- oder zwischenstaatlichen Rechts
oder nach § 4 des Vierten Buchs Sozialgesetzbuch
(SGB IV) dem deutschen Sozialversicherungsrecht
unterliegt,

2. im Rahmen seines in Deutschland bestehenden öffent-
lich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnisses
vorübergehend in ein Gebiet außerhalb Bayerns ab-
geordnet, versetzt oder kommandiert ist, oder

3. Entwicklungshelfer im Sinn des § 1 des Entwick-
lungshelfer-Gesetzes ist,

auch durch Zeiten vor Beginn dieser Tätigkeiten erfül-
len. 2Satz 1 gilt auch für den mit dem Antragsteller in
einem Haushalt lebenden Ehegatten, wenn dieser im

Ausland keine Erwerbstätigkeit ausübt, welche den
dortigen Vorschriften der sozialen Sicherheit unter-
liegt.

(3) Einem in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 genannten Kind
stehen gleich

1. ein Kind, das mit dem Ziel der Annahme als Kind in
die Obhut des Annehmenden aufgenommen ist,

2. ein Kind des Ehegatten, das der Antragsteller in sei-
nen Haushalt aufgenommen hat,

3. ein leibliches Kind des nicht sorgeberechtigten An-
tragstellers, mit dem dieser in einem Haushalt lebt.

(4) 1Der Anspruch auf Landeserziehungsgeld be-
steht auch, wenn der Antragsteller nicht EU/EWR-
Bürger gemäß Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 ist, jedoch das Kind,
für das Landeserziehungsgeld beantragt wird, die
deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. 2Bei Ehepaaren
und Eltern in eheähnlicher Gemeinschaft gilt Absatz 1
Satz 1 Nr. 5 auch dann als erfüllt, wenn der Partner
EU/EWR-Bürger ist und der Antragsteller die Voraus-
setzungen des § 1 Abs. 6 Sätze 2 bis 4 BErzGG erfüllt.

(5) Anspruch auf Landeserziehungsgeld hat unter
den Voraussetzungen des Absatzes 1 auch der Ehegatte
eines Mitglieds der Truppe oder des zivilen Gefolges
eines NATO-Mitgliedstaates, soweit er EU/EWR-Bürger
ist oder bis zur Geburt des Kindes in einem öffentlich-
rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnis steht oder eine
mehr als geringfügige Beschäftigung (§ 8 SGB IV) aus-
geübt hat oder Mutterschaftsgeld oder eine Entgelt-
ersatzleistung nach § 2 Abs. 2 BErzGG bezogen hat.

(6) Der Anspruch auf Landeserziehungsgeld bleibt
unberührt, wenn der Antragsteller aus einem wichti-
gen Grund die Betreuung und Erziehung des Kindes
nicht sofort aufnehmen kann oder sie unterbrechen
muss.

(7) Der Bezug von vergleichbaren Leistungen ande-
rer Länder schließt den Bezug des Bayerischen Lan-
deserziehungsgeldes aus.

Art. 2

Härtefallregelung

1In Fällen besonderer Härte, insbesondere bei schwe-
rer Krankheit, Behinderung oder Tod eines Elternteils
oder bei erheblich gefährdeter wirtschaftlicher Exis-
tenz kann von dem Erfordernis der Personensorge oder
den Voraussetzungen des Art. 1 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 3 und 4
abgesehen werden. 2Das Erfordernis der Personensorge
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kann jedoch nur entfallen, wenn die sonstigen Voraus-
setzungen des Art. 1 Abs. 1 erfüllt sind, das Kind mit ei-
nem Verwandten bis dritten Grades oder dessen Ehe-
gatten in einem Haushalt lebt und für dieses Kind kein
Landeserziehungsgeld von einem Personensorgebe-
rechtigten in Anspruch genommen wird.

Art. 3

Beginn und Ende des Anspruchs

(1) 1Landeserziehungsgeld wird ab dem 25. Lebens-
monat bis zur Vollendung des 36. Lebensmonats des
Kindes gewährt. 2Der Antrag kann frühestens ab dem
21. Lebensmonat des Kindes gestellt werden.

(2) 1Für angenommene Kinder und Kinder im Sinn
des Art. 1 Abs. 3 Nr. 1 wird für bis zu zwölf Monate
Landeserziehungsgeld gezahlt. 2An die Stelle des Ge-
burtstags tritt der Tag der Inobhutnahme. 3Der Be-
zugszeitraum beginnt mit dem 25. Monat ab der Inob-
hutnahme, im neunten Lebensjahr des Kindes auch so-
fort, und endet spätestens mit der Vollendung des
neunten Lebensjahres. 4Der Antrag kann frühestens
vier Monate vor Beginn des Bezugszeitraums gestellt
werden. 5Landeserziehungsgeld wird auch dann ge-
zahlt, wenn bereits eine andere Person für dieses Kind
Landeserziehungsgeld bezogen hat.

(3) Das Landeserziehungsgeld wird auf schriftli-
chen Antrag gewährt, rückwirkend höchstens für
sechs Monate vor Antragstellung.

(4) Vor Ende des zwölften Bezugsmonats endet der
Anspruch mit dem Ablauf des Lebensmonats, in dem
eine der Anspruchsvoraussetzungen entfallen ist.

Art. 4

Höhe des Landeserziehungsgeldes

(1) Das Landeserziehungsgeld beträgt für das erste
und zweite Kind 256 € monatlich, für das dritte Kind
und weitere Kinder im Sinn des § 5 Abs. 2 Satz 3
BErzGG 307 € monatlich.

(2) 1Das Landeserziehungsgeld ist einkommensab-
hängig. 2§ 5 Abs. 2 bis 5 und § 6 BErzGG sind mit fol-
gender Maßgabe anzuwenden:

1. Es sind die Familienverhältnisse im Zeitpunkt der
Antragstellung auf Landeserziehungsgeld zu Grunde
zu legen.

2. Auszugehen ist von den Einkommensverhältnissen,
die der Berechnung des Bundeserziehungsgeldes für
das zweite Lebensjahr des Kindes zu Grunde gelegt
wurden oder, falls in diesem Zeitraum kein Bundes-
erziehungsgeld bezogen wurde, zu Grunde zu legen
gewesen wären. Bei Überschreiten der Einkom-
mensgrenze wird das Landeserziehungsgeld beim
ersten und zweiten Kind um 3,5 v.H., beim dritten
Kind und weiteren Kindern um 4,2 v.H. des die Ein-
kommensgrenze übersteigenden Betrags gekürzt.

3. Bei der Anwendung von § 6 Abs. 6 und 7 BErzGG ist
auf das dritte Lebensjahr abzustellen.

4. In den Fällen des Art. 3 Abs. 2 sind die Einkom-
mensverhältnisse des Kalenderjahres nach der In-

obhutnahme maßgeblich. Wird im neunten Lebens-
jahr des Kindes Landeserziehungsgeld bezogen,
sind die Einkommensverhältnisse des Kalender-
jahres maßgeblich, in dem das achte Lebensjahr be-
ginnt. Im Übrigen ist Nummer 2 entsprechend anzu-
wenden.

Art. 5

Berücksichtigung bei anderen
Sozialleistungen und Pfändung

Das Landeserziehungsgeld ist eine vergleichbare
Leistung des Landes im Sinn des § 8 Abs. 1 BErzGG
und des § 54 Abs. 5 des Ersten Buchs Sozialgesetzbuch
(SGB I).

Art. 6

Anwendungen von sonstigen Vorschriften

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt
ist, sind die Regelungen des Bundeserziehungsgeldge-
setzes über

1. die nicht volle Erwerbstätigkeit und Entgeltersatz-
leistungen (§ 2),

2. das Zusammentreffen von Ansprüchen (§ 3),

3. die Anrechnung vergleichbarer ausländischer Leis-
tungen (§ 8 Abs. 3),

4. die Zuständigkeit und das Verfahren bei der Aus-
führung (§ 10),

5. den Einkommens- und Arbeitsnachweis sowie die
Auskunftspflicht des Arbeitgebers oder des Selb-
ständigen (§ 12),

6. den Rechtsweg und die Zuständigkeit (§ 13),

7. die Bußgeldvorschriften (§ 14),

8. das ergänzende Verwaltungsverfahren (§ 22) und 

9. die Statistik (§ 23 Abs. 1 bis 3)

entsprechend anzuwenden.

(2) 1Die statistischen Daten werden von den für die
Ausführung dieses Gesetzes zuständigen Behörden bei
der Bearbeitung der Anträge auf Landeserziehungsgeld
erfasst. 2Die Antragsteller sind auskunftspflichtig.
3Die statistischen Daten sind jährlich bis zum 30. Juni
des folgenden Jahres dem Bayerischen Landesamt für
Versorgung und Familienförderung mitzuteilen.

(3) Das Erste Buch Sozialgesetzbuch (SGB I) findet
entsprechende Anwendung.

Art. 7

Ausführung des § 18
des Bundeserziehungsgeldgesetzes

Das Staatsministerium für Arbeit und Sozialord-
nung, Familie, Frauen und Gesundheit wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung die für den Vollzug des 
§ 18 BErzGG zuständige Stelle zu bestimmen.
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Art. 8 

Verweisungen, In-Kraft-Treten,
Außer-Kraft-Treten

(1) Die in diesem Gesetz enthaltenen Verweisungen
betreffen die genannten Vorschriften in der jeweils gel-
tenden Fassung.

(2) 1Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2001 in Kraft. 2Mit Ablauf des 31. Dezember 2000 tritt
das Bayerische Landeserziehungsgeldgesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 16. November 1995
(GVBl S. 818, BayRS 2170–3–A) außer Kraft.

Art. 9

Übergangsregelungen

(1) 1Für Kinder, die vor dem 1. Januar 2001 geboren
oder mit dem Ziel der Adoption in Obhut genommen
worden sind, gilt das Bayerische Landeserziehungs-
geldgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
16. November 1995 (GVBl S. 818, BayRS 2170–3–A).
2Die Berechnung des Landeserziehungsgeldes für Kinder
nach Satz 1 erfolgt auch ab dem 1. Januar 2002 auf der
Grundlage der im BErzGG in der Fassung vom 31. Ja-
nuar 1994 (BGBl I S. 180) und im Bayerischen Landes-
erziehungsgeldgesetz in der Fassung vom 16. Novem-
ber 1995 (GVBl S. 818, BayRS 2170–3–A) genannten
Werte in Deutscher Mark beziehungsweise der diesen
Werten entsprechenden Euro-Beträge.

(2) Abweichend von Absatz 1 wird das Ansteigen der
Kinderzahl gemäß Art. 6 Abs. 1 Nr. 8 in Verbindung mit
§ 22 Abs. 2 Satz 1 Alternative 1 BErzGG ab dem 1. Ja-
nuar 2001 berücksichtigt.

München, den 26. März 2001

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r
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2120–9–A

Bekanntmachung
über das In-Kraft-Treten des Abkommens

zur Änderung des Abkommens
über die Zentralstelle der Länder für Gesundheitsschutz

bei Medizinprodukten vom 9. Juli 1998

Vom 17. März 2001

Das am 9. Juli 1998 unterzeichnete Abkommen zur
Änderung des Abkommens über die Zentralstelle der
Länder für Gesundheitsschutz bei Medizinprodukten
vom 9. Juli 1998 ist nach seinem Art. II am 1. Februar
2001 in Kraft getreten.

München, den 17. März 2001

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r
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605–1–F

Bekanntmachung
der Neufassung des Finanzausgleichsgesetzes

Vom 13. März 2001

605–1–F

Gesetz
über den Finanzausgleich

zwischen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden
(Finanzausgleichsgesetz – FAG)

in der Fassung der Bekanntmachung
vom 13. März 2001

Art.11)

(1) 1Der Staat gewährt den Gemeinden und Land-
kreisen im Rahmen des allgemeinen Steuerverbunds in
jedem Haushaltsjahr (Finanzausgleichsjahr) 11,54
v.H. (Anteilmasse) des Istaufkommens der Landesan-
teile der Einkommensteuer, Körperschaftsteuer, Um-
satzsteuer und der Gewerbesteuerumlage (Verbund-
masse), die ihm im Zeitraum vom 1. Oktober des vorvor-
hergehenden Jahres bis zum 30. September des vorher-
gehenden Jahres (Verbundzeitraum) zugeflossen sind. 

1)Das Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und zur Auf-
hebung des Gesetzes über Beihilfen des Bayerischen Staates für den
kommunalen Schulhausbau vom 22. Dezember 2000 (GVBl S. 940)
enthält in § 3 Abs. 2 folgende Bestimmung:

„(2) Abweichend von Art. 1 Abs. 2 Satz 1 FAG kann in den Jahren
2001 und 2002 der Anteilmasse ein Verstärkungsbetrag bis zu 
5 000 000 DM für die Förderung der freiwilligen Ausreise von Asyl-
bewerbern, Bürgerkriegsflüchtlingen und dgl.(Kap. 0303 Tit. 671 05)
entnommen werden.“

2Die Verbundmasse erhöht oder vermindert sich um
die Einnahmen oder Ausgaben des Staates im Länder-
finanzausgleich im Verbundzeitraum; sie vermindert
sich weiter um 26,08 v.H. des durch § 1 Abs. 1 des Ge-
setzes über den Finanzausgleich zwischen Bund und
Ländern in der jeweils gültigen Fassung als Ausgleich
der überproportionalen Belastungen aus der Neurege-
lung des Familienleistungsausgleichs erhöhten Lan-
desanteils an der Umsatzsteuer.

(2) 1Der Anteilmasse sind die Schlüsselmasse, die
Mittel für die Verstärkungsbeträge für Zuwendungen
nach Art. 10 und 10c, für die Investitionspauschalen
nach Art. 12 und für Leistungen nach Art. 15 (Verbund-
leistungen) zu entnehmen. 2Für die Höhe der einzelnen
Verbundleistungen ist die Bewilligung im Staatshaus-
haltsplan maßgebend, soweit dieses Gesetz nichts an-
deres bestimmt.

(3) 1Die Schlüsselmasse wird über die Schlüsselzu-
weisungen dergestalt an die Gemeinden und Landkrei-
se verteilt, dass die Gemeinden 64 v.H. und die Land-

Auf Grund des § 3 Abs. 8 des Finanzausgleichs-
änderungsgesetzes 2001 vom 22. Dezember 2000 (GVBl
S. 940) wird nachstehend der Wortlaut des Finanzaus-
gleichsgesetzes in der ab 1. Januar 2001 geltenden Fas-
sung bekannt gemacht.

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen
durch das Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichs-
gesetzes und zur Aufhebung des Gesetzes über Beihil-
fen des Bayerischen Staates für den kommunalen
Schulhausbau vom 22. Dezember 2000 ( GVBl S. 940).

München, den 13. März 2001

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Prof. Dr. Kurt  F a l t l h a u s e r ,  Staatsminister



kreise 36 v.H. der Schlüsselmasse erhalten. 2Der
Schlüsselmasse für die Gemeinden wird vorweg ein
Verstärkungsbetrag in Höhe von 5 000 000 DM für die
Investitionspauschalen nach Art. 12 entnommen. 3Die
Schlüsselzuweisungen werden nach einem Schlüssel
berechnet, der für jedes Haushaltsjahr aufgestellt
wird; sie werden in vierteljährlichen Teilbeträgen ver-
teilt.

Art. 1a 2)

(1) 1Die Gemeinden und Landkreise leisten einen Fi-
nanzierungsbeitrag zu den einigungsbedingten Lasten
des Staates (Absatz 4 Nrn. 1 und 2). 2Er bemisst sich
nach dem Verhältnis der Steuereinnahmen der Kom-
munen einschließlich Steuerverbünde zu den Gesamt-
steuereinnahmen von Staat und Kommunen. 3Dieser
Finanzierungsbeitrag wird erbracht durch

1. Entnahme aus dem Kommunalanteil des nach Art. 13
Abs. 2 bestimmten Aufkommens an der Kraftfahr-
zeugsteuer zu Lasten der Zuschussmasse der Art. 13 a
und 13 b,

2. Entnahme aus der Zuschussmasse nach Art. 13 e,

3. Entnahme aus der Zuschussmasse nach Art. 10,

4. den Minderbetrag bei der Schlüsselmasse für die
Landkreise, der sich dadurch ergibt, dass sich die
Verbundmasse nach Art. 1 Abs. 1 Satz 1 durch die  ei-
nigungsbedingten Leistungen des Staates (Absatz 4
Nrn. 1 und 2) unter Anrechnung der Mehreinnah-
men des Staates bei der Gewerbesteuerumlage
durch die Erhöhung des Vervielfältigers nach § 6
Abs. 3 und 5 Gemeindefinanzreformgesetz in der
Fassung des Art. 15 Abs. 2 des Standortsicherungs-
gesetzes vom 13. September 1993 (BGBl I S. 1569)
mindert,

5. eine Umlage der Gemeinden (Solidarumlage).

(2) 1Die Solidarumlage nach Absatz 1 Satz 3 Nr. 5
wird von den Gemeinden entsprechend ihrer Umlage-
kraft im Sinn von Art. 12 Abs. 1 Satz 4 erbracht. 2Der
Umlagebedarf entspricht dem um die Leistungen nach
Absatz 1 Satz 3 Nrn. 1 bis 4 gekürzten Finanzierungs-
beitrag nach Absatz 1 Satz 1.

(3) Auf die nach Absatz 2 ermittelte Solidarumlage
wird angerechnet

1. die Mehrbelastung bei der Gewerbesteuerumlage
durch die Erhöhung des Vervielfältigers nach § 6
Abs. 3 und 5 Gemeindefinanzreformgesetz in der
Fassung des Art. 15 Abs. 2 des Standortsicherungs-
gesetzes vom 13. September 1993 (BGBl I S. 1569)
und

2. der Minderbetrag bei der Schlüsselzuweisung, der
sich dadurch ergibt, dass sich die Verbundmasse nach

2)Das Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und zur Auf-
hebung des Gesetzes über Beihilfen des Bayerischen Staates für den
kommunalen Schulhausbau vom 22. Dezember 2000 (GVBl S. 940)
enthält in § 3 Abs. 3 folgende Bestimmung:

„(3) Entsprechend Art. 1a Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 FAG werden für den
von den Kommunen nach Art. 1a Abs. 1 Satz 1 FAG zu tragenden Fi-
nanzierungsbeitrag für die Jahre 2001 und 2002 der Finanzmasse
nach Art. 13e FAG jeweils 20 000 000 DM entnommen.“

Art. 1 Abs. 1 Satz 1 durch die einigungsbedingten
Leistungen des Staates (Absatz 4 Nrn. 1 und 2) unter
Anrechnung der Mehreinnahmen des Staates bei
der Gewerbesteuerumlage durch die Erhöhung des
Vervielfältigers nach § 6 Abs. 3 und 5 Gemeindefi-
nanzreformgesetz in der Fassung des Art. 15 Abs. 2
des Standortsicherungsgesetzes vom 13. September
1993 (BGBl I S. 1569) mindert.

(4) Maßgebend für die Berechnung des Minderbe-
trags nach Absatz 1 Satz 3 Nr. 4 und Absatz 3 Nr. 2 ist

1. der Verbundzeitraum nach Art. 1 Abs. 1 Satz 1 für
die Beteiligung der Gemeinden an den Leistungen
des Staates nach § 1 Abs. 2 des Gesetzes über den Fi-
nanzausgleich zwischen Bund und Ländern in der
jeweils gültigen Fassung,

2. das jeweilige Kalenderjahr für die Beteiligung der
Gemeinden an den Leistungen des Staates nach Art. 33
des Gesetzes zur Umsetzung des föderalen Konsoli-
dierungsprogramms (FKPG) vom 23. Juni 1993
(BGBl I S. 944, 977) auf Grund der Einbeziehung der
Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen
in die finanzkraftabhängige Verteilung des Landes-
anteils an der Umsatzsteuer und dem Finanzaus-
gleich unter den Ländern und auf Grund der Aus-
gleichsleistungen zur Abmilderung überproportio-
naler Belastungen finanzschwacher Länder (§ 2, §§ 4ff.,
§ 1 Abs. 3 des Gesetzes über den Finanzausgleich
zwischen Bund und Ländern in der jeweils gültigen
Fassung) ab 1. Januar 1995.

(5) 1Die Erhebung der nach Anrechnung der Mehr-
belastung bei der Gewerbesteuerumlage nach Absatz 3
Nr. 1 und des Minderbetrags bei der Schlüsselzuwei-
sung nach Absatz 3 Nr. 2 verbleibenden Solidarumlage
erfolgt im Weg der Verrechnung mit dem um die Aus-
gleichsleistung nach Art. 1b erhöhten Gemeindeanteil
an der Einkommensteuer nach § 1 Gemeindefinanzre-
formgesetz in der jeweils gültigen Fassung. 2Übersteigt
bei einer Gemeinde die Solidarumlage nach Satz 1 den
um die Ausgleichsleistung nach Art. 1b erhöhten Ge-
meindeanteil an der Einkommensteuer, so hat die Ge-
meinde den Restbetrag an die verrechnende Behörde
(Zentralfinanzamt München) zu überweisen. 3Ergibt
sich durch die Anrechnung der Mehrbelastung bei der
Gewerbesteuerumlage nach Absatz 3 Nr. 1 und des
Minderbetrags bei der Schlüsselzuweisung nach Ab-
satz 3 Nr. 2 auf die nach Absatz 2 zu leistende Solidar-
umlage ein Saldo zugunsten einer Gemeinde, so ist die-
ser der entsprechende Betrag auszuzahlen.

Art. 1b

1Die Gemeinden erhalten als Ausgleich für die über-
proportionalen Belastungen durch die Neuregelung
des Familienleistungsausgleichs 26,08 v.H. des erhöh-
ten Landesanteils an der Umsatzsteuer (Einkommen-
steuerersatz). 2Für die Aufteilung des Einkommen-
steuerersatzes ist § 2 Abs. 1 Gemeindefinanzreformge-
setz in der jeweils gültigen Fassung entsprechend an-
zuwenden.

Art. 2

(1) 1Bei der Berechnung der Schlüsselzuweisung je-
der Gemeinde wird von der durchschnittlichen Ausga-
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bebelastung und der eigenen Steuerkraft ausgegan-
gen. 2Dabei ist der Mehrbelastung auf Grund Struk-
turschwäche Rechnung zu tragen; bei kreisfreien Ge-
meinden werden zusätzlich ihre besondere Aufgaben-
stellung und eine überdurchschnittliche Sozialhilfe-
belastung berücksichtigt.

(2) 1Die Schlüsselzuweisung wird in der Weise ge-
funden, dass von einer in Deutscher Mark ausgedrück-
ten Messzahl, in der die in Absatz 1 genannten Tatsa-
chen berücksichtigt werden (Ausgangsmesszahl), eine
andere Messzahl abgezogen wird, die der eigenen Steuer-
kraft der Gemeinde Ausdruck gibt (Steuerkraftmess-
zahl). 2Ist die Ausgangsmesszahl größer als die Steuer-
kraftmesszahl, so erhält die Gemeinde 55 v. H. des Un-
terschiedsbetrags als Schlüsselzuweisung.

(3) 1Die Ausgangsmesszahl wird nach einem ein-
heitlichen Grundbetrag berechnet. 2 Der Grundbetrag
wird für jedes Haushaltsjahr so festgesetzt, dass der als
Gemeindeschlüsselmasse (Art. 1) zur Verfügung ste-
hende Betrag aufgebraucht wird.

Art. 3

(1) Die Ausgangsmesszahl wird gefunden, indem die
folgenden Ansätze nach der Einwohnerzahl zusam-
mengerechnet und mit dem nach Art. 2 Abs. 3 festge-
setzten Grundbetrag vervielfältigt werden; hierbei
werden für die Ermittlung der Ausgangsmesszahl und
des Hauptansatzes nach Nummer 1 die Personen mit
Nebenwohnung sowie drei Viertel der Zahl der nicht
kasernierten Mitglieder der Stationierungsstreitkräf-
te und deren Angehörige in der Gemeinde der Ein-
wohnerzahl der Gemeinde zugerechnet:

1. Ein Hauptansatz nach der Gemeindegröße

Der Hauptansatz beträgt für eine Gemeinde

mit nicht mehr als  
5 000 Einwohnern 108 v. H.

der Einwohnerzahl,

mit   10 000 Einwohnern 115 v. H.
der Einwohnerzahl,

mit   25 000 Einwohnern 125 v. H.
der Einwohnerzahl,

mit   50 000 Einwohnern 135 v. H.
der Einwohnerzahl,

mit  100 000 Einwohnern 140 v. H.
der Einwohnerzahl,

mit  250 000 Einwohnern 145 v. H.
der Einwohnerzahl,

mit  500 000 Einwohnern 150 v. H.
der Einwohnerzahl;

bei Gemeinden mit mehr als 500 000 Einwohnern
beträgt der Hauptansatz 150 v. H. zuzüglich 1 v. H.
für je weitere 100 000 Einwohner.

Für Gemeinden mit dazwischenliegenden Einwoh-
nerzahlen gelten die entsprechenden dazwischen-
liegenden Beträge.

2. Ein Ansatz für kreisfreie Gemeinden

Kreisfreie Gemeinden erhalten einen Ergänzungs-
ansatz in Höhe von 10 v. H. des Hauptansatzes.

3. Ein Ansatz für Strukturschwäche

1Gemeinden, die eine überdurchschnittliche Zahl
an Arbeitslosen im Verhältnis zu ihrer Steuerkraft
aufweisen, wird ein Ergänzungsansatz für Struk-
turschwäche gewährt. 2Dabei wird die durchschnitt-
liche Zahl der Arbeitslosen in das Verhältnis zu ei-
nem Tausendstel der Steuerkraft des laufenden Jah-
res gesetzt. 3Der den Landesdurchschnitt überstei-
gende Teil des sich für eine Gemeinde ergebenden
Prozentsatzes wird mit 3,4 multipliziert. 4Soweit
der sich so ergebende Wert 20 Prozentpunkte über-
schreitet, werden die darüber liegenden Prozent-
punkte zur Hälfte angesetzt. 5Der Ergänzungsan-
satz beträgt höchstens 35 v.H. 6Er wird dem Vom-
hundertsatz des Hauptansatzes hinzugerechnet.
7Die durchschnittliche Zahl der Arbeitslosen er-
rechnet sich aus einem Viertel der Summe der vier-
teljährlichen „Arbeitslosenbestandszahlen nach
Gemeinden, Landkreisen und Regierungsbezirken“
der Bundesanstalt für Arbeit für das vorvorherge-
hende Jahr. 

4. Ein Ansatz für Sozialhilfebelastung

Der überdurchschnittlichen Sozialhilfebelastung
wird in der Weise Rechnung getragen, dass bei kreis-
freien Gemeinden, die eine im Verhältnis zu ihren
Umlagegrundlagen (Art. 21 Abs. 3) überdurch-
schnittliche Belastung aufweisen, dem Vomhun-
dertsatz des Hauptansatzes jeweils das Zweiein-
halbfache der Prozentpunkte hinzugezählt wird, die
den Satz der landesdurchschnittlichen Sozialhilfe-
belastung der kreisfreien Gemeinden und Land-
kreise übersteigen.

(2) Gemeinden, deren Steuerkraftmesszahl je Ein-
wohner unter 75 v. H. des mit dem Vomhundertsatz ih-
res Hauptansatzes angesetzten Landesdurchschnitts
bleibt, erhalten zur stärkeren Auffüllung ihrer unter-
durchschnittlichen Steuerkraft 15 v. H. des Unter-
schieds als Sonderschlüsselzuweisung.

Art. 4

(1) Als Steuerkraftmesszahl (Art. 2 Abs. 2) gilt die
Summe der Steuerkraftzahlen.

(2) Als Steuerkraftzahlen werden angesetzt:

1. bei der Grundsteuer von den land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben (Grundsteuer A) die Grund-
beträge mit 250 v. H.,

2. bei der Grundsteuer von den Grundstücken (Grund-
steuer B) die Grundbeträge mit 250 v.H.,

3. bei der Gewerbesteuer die Grundbeträge mit 300 v.
H. abzüglich des jeweils geltenden Vomhundertsat-
zes der Gewerbesteuerumlage gemäß § 6 des Ge-
meindefinanzreformgesetzes ohne Berücksichti-
gung der Erhöhung des Vervielfältigers nach § 6
Abs. 3 und 5 des Gemeindefinanzreformgesetzes in
der Fassung des Art. 15 Abs. 2 des Standortsicherungs-
gesetzes vom 13. September 1993 (BGBl I S. 1569),
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4. bei dem um die Ausgleichsleistung nach Art. 1b er-
höhten Gemeindeanteil an der Einkommensteuer,
soweit die Beteiligungsbeträge je Einwohner unter
50 v. H. des Landesdurchschnitts liegen, 65 v. H., im
Übrigen 100 v. H.,

5. der Gemeindeanteil am Umsatzsteueraufkommen
nach dem Gesetz zur Fortsetzung der Unternehmens-
steuerreform vom 29. Oktober 1997 (BGBl I S. 2590)
und der Ausgleich nach Art. 16 mit 100 v.H..

(3) Die Grundbeträge werden in der Weise ermittelt,
dass das Istaufkommen einer Gemeinde durch den für
das jeweilige Erhebungsjahr festgesetzten Hebesatz
geteilt wird. 

Art. 5

(1) 1Bei der Berechnung der Schlüsselzuweisung je-
des Landkreises wird eine Ausgangsmesszahl einer
Umlagekraftmesszahl gegenübergestellt. 2Dabei wird
der Mehrbelastung des Landkreises Rechnung getra-
gen, die sich aus der Zusammensetzung der Bevölke-
rung und aus einer überdurchschnittlichen Sozialhilfe-
belastung ergibt.

(2) Die Ausgangsmesszahl wird gefunden, indem die
folgenden Ansätze nach der Einwohnerzahl zusam-
mengerechnet und mit einem Grundbetrag vervielfäl-
tigt werden; hierbei werden drei Viertel der Zahl der
nicht kasernierten Mitglieder der Stationierungs-
streitkräfte und deren Angehörige im Landkreis der
Einwohnerzahl des Landkreises zugerechnet:

1. Ein Hauptansatz nach der Zusammensetzung der
Bevölkerung

Er beträgt bei Landkreisen, bei denen der Anteil an
Einwohnern unter 18 Jahren nicht über dem Lan-
desdurchschnitt liegt, 100 v. H. der Einwohnerzahl.
Bei einem Anteil an Einwohnern unter 18 Jahren über
dem Landesdurchschnitt erhöht sich der Ansatz um
das Eineinhalbfache der Prozentpunkte, um die der
Anteil an Einwohnern unter 18 Jahren den Landes-
durchschnitt übersteigt.

2.Ein Ansatz für Sozialhilfebelastung

Der überdurchschnittlichen Sozialhilfebelastung
wird in der Weise Rechnung getragen, dass bei den
Landkreisen, die eine im Verhältnis zu ihren Umla-
gegrundlagen (Art. 21 Abs. 3) überdurchschnittliche
Belastung aufweisen, dem Vomhundertsatz des
Hauptansatzes jeweils das Zweieinhalbfache der
Prozentpunkte hinzugezählt wird, die den Satz der
landesdurchschnittlichen Sozialhilfebelastung der
kreisfreien Gemeinden und Landkreise übersteigen.

(3) Die Umlagekraftmesszahl beträgt 40 v. H. der
Umlagegrundlagen (Art. 18 Abs. 3) zuzüglich 40 v. H.
der Steuerkraftzahlen der gemeindefreien Gebiete und
50 v. H. des Kommunalanteils an der Grunderwerb-
steuer nach Art. 8, der dem Landkreis im vorvorherge-
henden Jahr zugeflossen ist.

(4) Jeder Landkreis erhält als Schlüsselzuweisung
50 v. H. des Betrags, um den die Umlagekraftmesszahl
hinter der Ausgangsmesszahl zurückbleibt.

(5) Art. 2 Abs. 3 gilt entsprechend.

Art. 6

1Stellen sich nach der Berechnung der Schlüsselzu-
weisungen erhebliche Unrichtigkeiten heraus, so wird
der Ausgleich bei der Berechnung des Schlüssels für
das nächste Haushaltsjahr vorgenommen. 2In Fällen
von schwerwiegender Bedeutung kann die Schlüssel-
zuweisung mit Genehmigung der Staatsministerien
der Finanzen und des Innern mit Wirkung für das lau-
fende Haushaltsjahr berichtigt werden.

Art. 7

(1) Die Gemeinden, die Verwaltungsgemeinschaften
und die Landkreise erhalten Finanzzuweisungen als
Ersatz des Verwaltungsaufwands für die Aufgaben des
jeweils übertragenen Wirkungskreises, die Landkreise
auch als Ersatz des Verwaltungsaufwands für die
Staatsbehörde Landratsamt (Art. 53 Abs. 2 der Land-
kreisordnung).

(2) Als Finanzzuweisungen werden gewährt:

1. den Landkreisen das volle Aufkommen der vom
Landratsamt als Staatsbehörde festgesetzten Kos-
ten (Gebühren und Auslagen) für das Haushaltsjahr,

2. den Landkreisen ferner Zuschüsse in Höhe von
32,60 DM je Einwohner und Haushaltsjahr,

3. den kreisangehörigen Gemeinden Zuweisungen in
Höhe von 32,60 DM je Einwohner und Haushalts-
jahr. Bei Gemeinden, die einer Verwaltungsgemein-
schaft angehören, werden die Zuweisungen unmit-
telbar an die Verwaltungsgemeinschaft ausbezahlt.
Die Staatsministerien der Finanzen und des Innern
werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung eine
abweichende Regelung zu treffen, soweit dies auf
Grund einer Rechtsverordnung nach Art. 4 Abs. 1
Satz 3 der Verwaltungsgemeinschaftsordnung ge-
boten ist,

4. den kreisfreien Gemeinden Zuschüsse in Höhe von
65,20 DM je Einwohner und Haushaltsjahr,

5. den Gemeinden, Verwaltungsgemeinschaften und
Landkreisen das jeweilige örtliche Aufkommen der
von ihnen, den Landkreisen auch das jeweilige ört-
liche Aufkommen der von den Landratsämtern als
Staatsbehörden erhobenen Verwarnungsgelder und
Geldbußen.

(3) Zum Ersatz der Leistungen nach Art. 48 Abs. 3
Satz 2 des Schulfinanzierungsgesetzes erhalten die
Landkreise und kreisfreien Gemeinden als Finanzzu-
weisungen auch das volle Aufkommen der vom Staat-
lichen Schulamt festgesetzten Kosten für das Haus-
haltsjahr und Zuschüsse in Höhe von 0,30 DM pro Ein-
wohner und Haushaltsjahr.

(4) 1Landkreise und kreisfreie Gemeinden erhalten
ergänzende Finanzzuweisungen, soweit sie die Kosten
für die Amtsermittlung bei der Erkundung von Alt-
lastverdachtsflächen oder für die Ersatzvornahme bei
der sonstigen Erkundung oder bei der Sanierung von
Altlasten zu tragen haben und nicht von dritter Seite,
insbesondere von Seiten des Störers, Ersatz der Kosten
erlangen können. 2Erstattet werden die notwendigen
Kosten, soweit sie den Betrag von 4,00 DM pro Ein-
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wohner und Jahr übersteigen. 3Die Kostenerstattung
durch das Staatsministerium für Landesentwicklung
und Umweltfragen setzt voraus, dass die  Maßnahmen
jeweils in eine vom Staatsministerium für Landesent-
wicklung und Umweltfragen nach Maßgabe der zur
Verfügung stehenden Haushaltsmittel jährlich aufzu-
stellende Liste der fachlich vordringlichsten Vorhaben
aufgenommen sind.

Art. 7a

1Gemeinden, die ein automatisiertes Abrufverfah-
ren für die Polizei gemäß § 8 der Bayerischen Meldeda-
ten-Übermittlungsverordnung bereithalten, werden
Zuweisungen in Höhe von 0,40 DM je Einwohner und
Haushaltsjahr gewährt. 2Liegen bei einer Gemeinde
die Voraussetzungen für die Gewährung der Zuwei-
sung nur während eines Teils des Jahres vor, so wird für
jeden angefangenen Monat ein Zwölftel des Jahresbe-
trags nach Satz 1 gewährt.

Art. 8 3)

1Der Staat stellt den Gemeinden und Landkreisen
acht Einundzwanzigstel des Aufkommens an Grund-
erwerbsteuer zur Verfügung (Kommunalanteil an der
Grunderwerbsteuer). 2Der Kommunalanteil fließt
nach Maßgabe des örtlichen Aufkommens den kreis-
freien Gemeinden und Großen Kreisstädten in voller
Höhe, im Übrigen den kreisangehörigen Gemeinden in
Höhe von drei Siebteln und den Landkreisen in Höhe
von vier Siebteln zu. 3Für Grundstücke in gemeinde-
freien Gebieten fließt der Kommunalanteil den Land-
kreisen in voller Höhe zu.

Art. 9

(1) 1Die Landkreise erhalten zu dem Aufwand der
Landratsämter als staatliche Gesundheitsämter jähr-
lich einen Zuschuss in Höhe von 5,00 DM je Einwohner.
2Einwohner von kreisfreien Gemeinden und anderen
Landkreisen, für deren Gebiet das Landratsamt die
Aufgabe des staatlichen Gesundheitsamts wahr-
nimmt, werden bei der Berechnung der Zuschüsse der
nach Satz 1 maßgeblichen Einwohnerzahl hinzuge-
rechnet. 3Einwohner kreisfreier Gemeinden, deren Ge-
sundheitsamt nur die Aufgaben der Jugendgesund-
heitspflege wahrnimmt, werden mit 70 v. H. berück-
sichtigt.

(2) 1Die kreisfreien Gemeinden, die Träger eines Ge-
sundheitsamts sind, erhalten jährlich einen Zuschuss 

3)Das Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes vom 21. Juli
1983 (GVBl S. 505) enthält in § 3 Abs. 2 Satz 2 folgende Bestimmung:

„2Für die Verteilung des Aufkommens aus Rechtsvorgängen auf
Grund § 23 Abs. 2 des Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG 1983)
vom 17. Dezember 1982 (BGBl I S. 1777) gilt Art. 8 in der bisherigen
Fassung weiter.“

Das Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes vom 27. De-
zember 1996 (GVBl S. 543) enthält in § 2 Abs. 3 folgende Bestim-
mung:

„(3) Für die Verteilung des Aufkommens an Grunderwerbsteuer
aus Erwerbsvorgängen, die dem bisherigen Steuersatz nach § 11 Abs. 1
des Grunderwerbsteuergesetzes 1983 vom 17. Dezember 1982 (BGBl I
S. 1777), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Dezember 1995 
(BGBl I S. 1781, 1791) in Höhe von 2 vom Hundert unterliegen, gilt
Art. 8 Satz 1 in der bisherigen Fassung.“

in Höhe von 14,00 DM je Einwohner.  2Kreisfreie Gemein-
den, deren Gesundheitsamt nur die Aufgaben der Ju-
gendgesundheitspflege wahrnimmt, erhalten 30 v. H.
des Betrags nach Satz 1.

(3) 1Die Landkreise erhalten zu dem Aufwand der
Landratsämter als staatliche Veterinärämter eine jähr-
liche Pauschale, die sich nach der Zahl der Tierärzte wie
folgt bemisst:

Veterinärämter mit
1. bis zu 2,5 Tierärzten                                 97 500 DM 

2. mehr als 2,5 Tierärzten
bis zu 4,5 Tierärzten                              127 500 DM 

3. mehr als 4,5 Tierärzten
bis zu 6 Tierärzten                                 187 500 DM.

2Für jeden weiteren vollzeitbeschäftigten Tierarzt er-
höht sich der Zuschuss um 22 500 DM. 3Bei teilzeitbe-
schäftigten Tierärzten ist die Summe ihrer Beschäfti-
gungszeiten maßgebend. 4Für Grenzkontrollstellen,
die als Außenstellen des staatlichen Veterinäramts be-
trieben werden, erhalten die Landkreise einen zusätz-
lichen Zuschuss in Höhe von 92 500 DM jährlich.

(4) 1Die kreisfreien Gemeinden erhalten für die
Wahrnehmung der ihnen als Kreisverwaltungsbehörde
übertragenen Aufgaben der Wasserwirtschaftsämter
jährlich einen Zuschuss in Höhe von 1,50 DM je Ein-
wohner, höchstens jedoch 220 000 DM.  2Daneben er-
halten sie eine jährliche Pauschale in folgender Höhe:

Kreisfreie Gemeinden mit

1. bis zu 90 000 Einwohnern                                   50 000 DM 

2. über 90 000 bis zu 300 000 Einwohnern    70 000 DM 

3. über 300 000 bis zu 600 000 Einwohnern      100 000 DM 

4. über 600 000 Einwohnern                                       200 000 DM.

(5) Art. 7 bleibt unberührt.

Art. 10

(1) 1Der Staat gewährt nach Maßgabe der Bewilli-
gung im Staatshaushalt zuzüglich der gemäß Art. 1
Abs. 2 bereitgestellten Verstärkungsmittel an Gemein-
den und Gemeindeverbände Zuschüsse zum Bau von
Schulen (einschließlich schulischer Sportanlagen), an-
erkannten Kindergärten und sonstigen lebenswichti-
gen öffentlichen Einrichtungen. 2Den Belangen der
Raumordnung ist hierbei Rechnung zu tragen.

(2) Eine anderweitige Verwendung der nach Absatz 1
bezuschussten Baumaßnahmen gilt nicht als zweckwi-
drige Verwendung nach Art. 49 Abs. 2a BayVwVfG, so-
lange und soweit die geförderten Baumaßnahmen zur
Erfüllung von Aufgaben des eigenen Wirkungskreises
(Art. 7 Gemeindeordnung, Art. 5 Landkreisordnung,
Art. 5 Bezirksordnung) verwendet werden; dies gilt
nicht, wenn die anderweitige Verwendung zu entspre-
chenden Einnahmen führt.

Art. 10a

(1) 1Der Staat gewährt Gemeinden und Gemeinde-
verbänden pauschale Zuweisungen zu den Kosten der
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notwendigen Beförderung der Volks- und Sonder-
schüler auf dem Schulweg (Art. 5 Abs. 2 des Schulfi-
nanzierungsgesetzes). 2Zu den Kosten der notwendi-
gen Beförderung gehören auch die notwendigen Kos-
ten der Beaufsichtigung der Schüler im Schulbus und
während der Wartezeiten in der Schulanlage außer-
halb des stundenplanmäßigen Unterrichts.

(2) 1Bei der Bemessung der pauschalen Zuweisun-
gen nach dieser Vorschrift und nach Art. 4 des Gesetzes
über die Kostenfreiheit des Schulwegs sind die Belas-
tungen der Aufgabenträger angemessen zu berück-
sichtigen. 2Die pauschalen Zuweisungen werden so
festgesetzt, dass ihre Gesamtsumme dem im Staats-
haushalt hierfür bereitgestellten Betrag entspricht.
3Von dem Betrag können vorweg Mittel für einen Härte-
ausgleich und für die Abgeltung der Belastungen der
Aufgabenträger durch Art. 3 Abs. 2 des Gesetzes über
die Kostenfreiheit des Schulwegs entnommen werden.

Art. 10b 

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben
die Kosten des Bayerischen Krankenhausgesetzes
(BayKrG) insgesamt zur Hälfte zu tragen (Kommu-
nalanteil).

(2) 1Der Staat, kommunale Gebietskörperschaften
und Zweckverbände (Aufgabenträger) erbringen zu
Investitionsmaßnahmen an Krankenhäusern, die sie
betreiben, eine Beteiligung in Höhe von regelmäßig 10
bis 20 v. H. der nach Art. 11 BayKrG förderfähigen
Kosten (örtliche Beteiligung). 2Dies gilt auch, wenn
Träger des Krankenhauses eine andere natürliche oder
juristische Person ist, auf die der Aufgabenträger un-
mittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Ein-
fluss ausüben kann; ausgenommen sind Kranken-
häuser, die von kommunalen oder staatlich verwal-
teten Stiftungen betrieben werden. 3Ist der Aufgaben-
träger an dem Träger des Krankenhauses unmittelbar
oder mittelbar beteiligt, ohne auf ihn einen beherr-
schenden Einfluss ausüben zu können, oder sind meh-
rere Aufgabenträger unmittelbar oder mittelbar an
ihm beteiligt, so bestimmt sich die örtliche Beteiligung
nach dem Beteiligungsverhältnis.

(3) 1Der durch die örtliche Beteiligung nicht ge-
deckte Kommunalanteil ist von den Landkreisen und
kreisfreien Gemeinden in Form einer Umlage aufzu-
bringen (Krankenhausumlage). 2Bei der Berechnung
des Kommunalanteils bleiben die Beträge, die der
Staat als örtliche Beteiligung zu erbringen hat, außer
Betracht.  3Die Umlage wird je zur Hälfte nach den
Umlagegrundlagen (Art. 21 Abs. 3) und der Einwohner-
zahl der Landkreise und kreisfreien Gemeinden er-
hoben. 4Wird sie nicht rechtzeitig entrichtet, können
Zinsen in Höhe von 6 v.H. erhoben werden.

Art. 10c

1Der Staat gewährt Gemeinden, Gemeindeverbän-
den und anderen natürlichen oder juristischen Perso-
nen, auf die Gemeinden und Gemeindeverbände mit-
telbar oder unmittelbar einen beherrschenden Ein-
fluss ausüben können, nach Maßgabe der Bewilligung
im Staatshaushalt zuzüglich der gemäß Art. 1 Abs. 2
bereitgestellten Verstärkungsmittel Zuwendungen
zum Bau von Abfallentsorgungsanlagen im Sinn von
Art. 23 und 25 des Bayerischen Abfallwirtschafts-

gesetzes. 2Art. 10 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

Art. 11

(1) Der Staat gewährt den Gemeinden und Gemein-
deverbänden Bedarfszuweisungen in Form von Zu-
schüssen und rückzahlbaren Überbrückungsbeihilfen
nach Maßgabe der Bewilligung im Staatshaushalt.

(2) 1Die Mittel für die Bedarfszuweisungen sind da-
zu bestimmt, der außergewöhnlichen Lage und den be-
sonderen Aufgaben von Gemeinden und Gemeinde-
verbänden im Einzelfall Rechnung zu tragen. 2Be-
darfszuweisungen werden auch zum Ausgleich von
Härten gewährt, die sich bei der Verteilung von Schlüs-
selzuweisungen oder im Zug der Gebietsreform erge-
ben.

(3) 1Die Bedarfszuweisungen werden vom Staatsmi-
nisterium der Finanzen im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium des Innern bewilligt. 2Ein aus Ver-
tretern der Gemeinden und Gemeindeverbände gebil-
deter Ausschuss ist vorher gutachtlich zu hören.

Art. 12

(1) 1Die Gemeinden und Landkreise erhalten aus
den nach Art. 1 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 2 bereitgestell-
ten Mitteln pauschale Zuweisungen, die für die Finan-
zierung von Investitions-, Instandsetzungs- und Mo-
dernisierungsmaßnahmen bestimmt sind (Investiti-
onspauschalen). 2Von der für Investitionspauschalen
zur Verfügung stehenden Finanzmasse nach Art. 1 Abs. 2
Satz 1 erhalten die kreisfreien Gemeinden 20 v. H., die
kreisangehörigen Gemeinden 45 v. H. und die Land-
kreise 35 v. H.; sie wird nach der Einwohnerzahl unter
Berücksichtigung der Umlagekraft verteilt. 3Die Inve-
stitionspauschalen für kreisangehörige Gemeinden
nach Satz 2 werden mit der nach Art. 1 Abs. 3 Satz 2 zur
Verfügung stehenden Finanzmasse auf einen Mindest-
betrag von jeweils 25 000 DM erhöht. 4Umlagekraft im
Sinn von Satz 2 ist für die kreisangehörigen Gemein-
den die Summe der Umlagegrundlagen nach Art. 18
Abs. 3 Satz 2, für die kreisfreien Gemeinden die Sum-
me der Umlagegrundlagen nach Art. 21 Abs. 3 Satz 2
des laufenden Jahres.

(2) 1Die Umlagekraft wird dadurch berücksichtigt,
dass die Einwohnerzahl

1. bei kreisfreien Gemeinden mit einer Umlagekraft je
Einwohner von

a) bis unter 80 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 145 v. H.

b) 80 v. H. bis unter 88 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 130 v. H.

c) 88 v. H. bis unter 96 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 115 v. H.

d) 96 v. H. bis unter 104 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 100 v. H.

e) 104 v. H. bis unter 112 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 85 v. H.
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f) 112 v. H. bis unter 120 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 70 v. H.

g) 120 v. H. und mehr
des Landesdurchschnitts mit 55 v. H.

angesetzt wird; maßgebend ist der Landesdurch-
schnitt der kreisfreien Gemeinden;

2. bei kreisangehörigen Gemeinden mit einer Umlage-
kraft je Einwohner von

a) bis unter 50 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 145 v. H.

b) 50 v. H. bis unter 70 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 130 v. H.

c) 70 v. H. bis unter 90 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 115 v. H.

d) 90 v. H. bis unter 110 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 100 v. H.

e) 110 v. H. bis unter 130 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 85 v. H.

f) 130 v. H. bis unter 150 v. H.
des Landesdurchschnitts mit 70 v. H.

g) 150 v. H. und mehr
des Landesdurchschnitts mit 55 v. H.

angesetzt wird; maßgebend ist der Landesdurch-
schnitt der kreisangehörigen Gemeinden.

2Gemeinden mit einer Umlagekraft von mehr als 200 v. H.
des für sie nach Satz 1 maßgebenden Landesdurch-
schnitts erhalten keine Investitionspauschale. 3Die
Landkreise erhalten 35/45 der Summe der Investi-
tionspauschalen ihrer kreisangehörigen Gemeinden
nach Absatz 1 Satz 2.

Art. 13 4)

(1) 1Der Staat stellt den Gemeinden und Gemeinde-
verbänden 65 v. H. des Aufkommens an Kraftfahrzeug-
steuer zur Verfügung. 2Die Mittel dienen zum Bau oder  

4)§ 3 Abs. 4, 5 und 6 des Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichs-
gesetzes und zur Aufhebung des Gesetzes über Beihilfen des Bayeri-
schen Staates für den kommunalen Schulhausbau vom 22. Dezember
2000  (GVBl S. 940) enthalten folgende Bestimmungen:

„(4) 1Dem Kommunalanteil des nach Art. 13 Abs. 2 FAG bestimmten
Aufkommens an der Kraftfahrzeugsteuer können in den Jahren 2001
und 2002 jeweils bis zu 35 000 000 DM für den Bau von in gemeindli-
cher Sonderbaulast stehenden Ortsumfahrungen im Zuge von
Staatsstraßen entnommen werden. 2Die Förderbestimmungen für
den kommunalen Straßenbau gelten entsprechend.

(5) Abweichend von Art. 13 FAG können in den Jahren 2001 und
2002 aus dem ungekürzten Aufkommen an Kraftfahrzeugsteuer, das
jeweils im Zeitraum vom 1. Oktober des vorvorhergehenden Jahres
bis zum 30. September des vorhergehenden Jahres angefallen ist, je-
weils 142 800 000 DM zur Verstärkung des Ausgleichs an die Bezirke
nach Art. 15 FAG verwendet werden.

(6) Abweichend von Art. 13 Abs. 2 FAG errechnet sich die Finanzmasse
für die Jahre 2001 und 2002 aus dem um 219 692 307,69 DM gekürzten
Aufkommen an Kraftfahrzeugsteuer, das jeweils im Zeitraum vom 1.
Oktober des vorvorhergehenden Jahres bis zum 30. September des vor-
hergehenden Jahres angefallen ist.“

Ausbau und zur Unterhaltung von Kreisstraßen und
Gemeindestraßen sowie von Ortsdurchfahrten im Zug
von Bundesstraßen, Staatsstraßen und Kreisstraßen,
soweit die Straßenbaulast für die Ortsdurchfahrten
den Gemeinden obliegt. 3Sie dürfen auch für sonstige
Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnis-
se in den Gemeinden, insbesondere für den Bau von den
in § 4 Abs. 2 des Personenbeförderungsgesetzes näher
bezeichneten Einrichtungen sowie die für den S-Bahn-
Bereich erforderlichen Parkplätze verwendet werden.
4Sie dürfen ferner mit Zustimmung der Staatsministe-
rien der Finanzen und für Landesentwicklung und
Umweltfragen für den Bau von Abwasseranlagen ver-
wendet werden, wenn die ordnungsmäßige Klärung
der Abwässer gesichert ist. 5In den Jahren 2000 bis
2005 können unter Berücksichtigung der Dring-
lichkeit jeweils bis zu 100 000 000 DM der Mittel nach
Art. 13 e auch für Zuweisungen zum Bau von Wasser-
versorgungsanlagen verwendet werden.

(2) 1Die Finanzmasse jedes Haushaltsjahres errech-
net sich aus dem Aufkommen an Kraftfahrzeugsteuer,
das im Zeitraum vom 1. Oktober des vorvorhergehen-
den Kalenderjahres bis zum 30. September des vorher-
gehenden Kalenderjahres angefallen ist. 2Sie wird
nach Art. 13a bis 13e aufgeteilt.

Art. 13a 5)

(1) Gemeinden, die Träger der Straßenbaulast für
Ortsdurchfahrten im Zug von Bundesstraßen sind, er-
halten 19 v. H. ihres örtlichen Aufkommens an Kraft-
fahrzeugsteuer im Bezugszeitraum.

(2) Gemeinden der Größengruppe von Gemeinden,
die Träger der Straßenbaulast für Ortsdurchfahrten im
Zug von Staatsstraßen sind, und Gemeinden, die
gemäß Art. 42 Abs. 1 Satz 6 des Bayerischen Straßen-
und Wegegesetzes die Baulast an Ortsdurchfahrten von
Staatsstraßen tragen, erhalten, soweit sie nicht unter
Absatz 1 fallen, 14 v. H. ihres örtlichen Aufkommens an
Kraftfahrzeugsteuer im Bezugszeitraum.

(3) 1Gemeinden, die am 30. Juni des vorvorherge-
henden Kalenderjahres mehr als 5 000 Einwohner hat-
ten, erhalten, sofern sie nicht unter Absatz 1 oder 2 fal-
len, 9 v. H. ihres örtlichen Aufkommens an Kraftfahr-
zeugsteuer im Bezugszeitraum. 2Sie können zwischen
der Beteiligung am örtlichen Aufkommen und Zuwei-
sungen gemäß Art. 13b Abs. 2 wählen. 3Das Wahlrecht
muss spätestens vier Monate vor Beginn des Haus-
haltsjahres durch Erklärung gegenüber der für die
Festsetzung von Leistungen nach Satz 1 zuständigen
Behörde ausgeübt werden. 4Die Gemeinden sind an die
Erklärung auf die Dauer von fünf Jahren gebunden.

5)§ 3 Abs. 7 des Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes
und zur Aufhebung des Gesetzes über Beihilfen des Bayerischen
Staates für den kommunalen Schulhausbau vom 22. Dezember 2000
(GVBl S. 940) enthält folgende Bestimmung:

„(7) Abweichend von Art. 13a FAG ist für die Jahre 2001 und 2002 zur
Errechnung des Gemeindeanteils das jeweils im Zeitraum vom 1. Okto-
ber des vorvorhergehenden Jahres bis zum 30. September des vor-
hergehenden Jahres angefallene örtliche Aufkommen der Gemein-
den an Kraftfahrzeugsteuer jeweils um 9,81 v.H. zu kürzen.“
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Art. 13b

(1) 1Die Landkreise erhalten folgende Zuweisungen
zum Bau oder Ausbau und zur Unterhaltung ihrer
Kreisstraßen:

1. für jeden ersten Kilometer
je 1 000 Einwohner 1 000 DM,

2. für jeden zweiten Kilometer
je 1 000 Einwohner 6 700 DM,

3. für jeden dritten Kilometer
je 1 000 Einwohner 9 200 DM,

4. für jeden vierten und weiteren Kilometer
je 1 000 Einwohner 10 300 DM.

2Die Landkreise können aus den ihnen zufließenden
Mitteln Zuschüsse für Straßenbaumaßnahmen und
nach Maßgabe des Art. 13 Abs. 1 Satz 4 Zuschüsse für
den Bau von Abwasseranlagen von Gemeinden geben.

(2) 1Die kreisangehörigen Gemeinden, die nicht am
örtlichen Aufkommen an Kraftfahrzeugsteuer betei-
ligt sind, erhalten nach Maßgabe der Bestandsver-
zeichnisse Zuschüsse in Höhe von 2 100 DM je (vollen)
Kilometer für ihre Gemeindestraßen; die Zuschüsse
sind in erster Linie für die Straßenunterhaltung be-
stimmt. 2Des weiteren wird für diese Gemeinden eine
Zuschussmasse gebildet, die zur Finanzierung des
Baus oder Ausbaus der Gemeindestraßen, insbesonde-
re der Gemeindeverbindungsstraßen, und nach Maß-
gabe des Art. 13 Abs. 1 Satz 4 zur Finanzierung von Ab-
wasseranlagen bestimmt ist. 3Obliegt die Straßenbau-
last für eine Gemeindeverbindungsstraße ausnahms-
weise einem anderen Träger als einer Gemeinde, so
kann auch dieser Zuschüsse erhalten. 4Die Verteilung
der Zuschüsse obliegt den Landratsämtern als Staats-
behörden; diese gewähren auf Antrag gezielte Zu-
schüsse für bestimmte Baumaßnahmen. 5Zur Vertei-
lung haben die Landratsämter einen beratenden Aus-
schuss aus Bürgermeistern der kreisangehörigen Ge-
meinden, die nicht am örtlichen Aufkommen an Kraft-
fahrzeugsteuer beteiligt sind, zu hören.

Art. 13c

(1) 1Von der nach Art. 13 Abs. 2 maßgeblichen Finanz-
masse werden 7,5 v. H. zugunsten einer Ausgleichs-
masse einbehalten. 2Diese Masse dient dem Ausgleich
besonderer Belastungen und der Minderung von Här-
ten.

(2) 1Für sonstige Maßnahmen im Sinn des Art. 13
Abs. 1 Satz 3 dürfen nicht mehr als zwei Drittel der
Masse nach Absatz 1 verwendet werden. 2Dabei kön-
nen für den Bau oder Ausbau von auf besonderen
Bahnkörpern geführten Verkehrswegen der Eisen-
bahnen, Straßenbahnen, Hoch- und Untergrund-
bahnen und Bahnen besonderer Bauart sowie für den
Bau oder Ausbau von Betriebshöfen, zentralen Werk-
stätten, zentralen Omnibusbahnhöfen, verkehrswich-
tigen Umsteigeanlagen und Kreuzungsmaßnahmen
nichtbundeseigener Eisenbahnen nach dem Eisen-
bahnkreuzungsgesetz auch nichtkommunale Träger
Zuwendungen erhalten, soweit solche Maßnahmen
dem öffentlichen Personennahverkehr dienen und zur
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse einer Gemeinde
dringend erforderlich sind.

Art. 13d

Von der nach Art. 13 Abs. 2 maßgeblichen Finanz-
masse werden 145 000 000 DM vorweg zusätzlich für
Finanzhilfen nach dem Gesetz über den öffentlichen
Personennahverkehr in Bayern verwendet.

Art. 13e

Von der nach Art. 13 Abs. 2 maßgeblichen Finanz-
masse können bis zu 27,2 v. H. vorweg zusätzlich für
den Bau von Abwasserentsorgungs- und Wasserver-
sorgungsanlagen verwendet werden.

Art. 14

Die Kostenanteile, die nach § 13 des Eisenbahn-
kreuzungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung
dem Land bei Kreuzungen mit Kreis- und Gemeinde-
straßen entstehen, werden dem Aufkommen an Kraft-
fahrzeugsteuer entnommen; der Kostenanteil ist
grundsätzlich den jeweils nach Art. 13a, 13b Abs. 1
oder Art. 13b Abs. 2 Sätze 2 bis 5 zur Verfügung ge-
stellten Mitteln zu entnehmen; im Härtefall werden
Zuschüsse aus Art. 13c gewährt.

Art. 15

1Der Staat gewährt den Bezirken einen Ausgleich zu
den Belastungen, die ihnen als überörtlichen Trägern
der Sozialhilfe und der Kriegsopferfürsorge sowie
nach dem Unterbringungsgesetz und als Kostenträger
nach der Verordnung zur Durchführung des Asylbe-
werberleistungsgesetzes erwachsen. 2Bei der Berech-
nung des Ausgleichs jedes Bezirks wird von dessen
Ausgaben unter Abzug der damit zusammenhängen-
den Einnahmen im Verhältnis zu der Steuerkraft der
im Bezirk gelegenen Gemeinden und gemeindefreien
Gebiete zuzüglich 63 v. H. der Gemeindeschlüsselzu-
weisungen ausgegangen. 3Ersetzt werden die nach
Satz 2 ermittelten Belastungen, soweit sie über dem
Landesdurchschnitt liegen, in voller Höhe, soweit sie
unter dem Landesdurchschnitt liegen, im Rahmen der
Bewilligung im Staatshaushalt zuzüglich der gemäß
Art. 1 Abs. 2 bereitgestellten Verstärkungsmittel. 

Art. 16

1Zum Ausgleich besonderer finanzieller Nachteile
bei der Gewerbesteuer als Folge der Regelungen in den
Art. 1 bis 4 des Gesetzes zur Fortsetzung der Unter-
nehmenssteuerreform vom 29. Oktober 1997 (BGBl I 
S. 2590) wird ein Härteausgleich nach Maßgabe des § 5 b
Abs. 2 Satz 5 Gemeindefinanzreformgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 6. Februar 1995
(BGBl I S. 189), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
17. Dezember 1999 (BGBl I S. 2486), gewährt. 2Das
Nähere wird durch Rechtsverordnung der Staatsregie-
rung geregelt.

Art. 17

(aufgehoben)

Art. 18

(1) Die Landkreise legen ihren durch die sonstigen
Einnahmen nicht gedeckten Bedarf auf die kreisan-
gehörigen Gemeinden um (Kreisumlage).
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(2) Die Umlagebeschlüsse bedürfen der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde, wenn das Umlagesoll das
des vorausgegangenen Haushaltsjahres um mehr als 
20 v. H. übersteigt.

(3) 1Die Kreisumlage wird in Vomhundertsätzen der
Umlagegrundlagen bemessen. 2Umlagegrundlagen für
die Kreisumlage sind die für die kreisangehörigen Ge-
meinden geltenden Steuerkraftzahlen (Art. 4) sowie 
80 v.H. der Schlüsselzuweisungen der kreisangehörigen
Gemeinden des vorangegangenen Haushaltsjahres.
3Werden die Vomhundertsätze, die der Landkreis von
den Steuerkraftzahlen der einzelnen Steuern als Kreis-
umlage erhebt (Umlagesätze), verschieden festgesetzt,
so darf der höchste Umlagesatz den niedrigsten um
nicht mehr als ein Drittel übersteigen; bei stärkerer
Abweichung bedarf der Umlagebeschluss der Geneh-
migung durch die Aufsichtsbehörde. 4Der Umlagesatz,
der von den Schlüsselzuweisungen erhoben wird, darf
nicht höher sein als der niedrigste Umlagesatz der
Steuerkraftzahlen.

Art. 19

(1) 1Die Kreisumlage wird für jedes Haushaltsjahr
neu festgesetzt. 2Sie wird mit einem Zwölftel ihres Jah-
resbetrags am 25. eines jeden Monats fällig. 3Werden
die Kreisumlagen nicht rechtzeitig entrichtet, so kön-
nen von den säumigen Gemeinden Zinsen in Höhe von
0,5 v. H. für jeden vollen Monat erhoben werden.

(2) 1Die Umlagesätze können im Lauf eines Haus-
haltsjahres einmal geändert werden. 2Sofern dabei die
Umlagesätze erhöht werden, muss die Erhöhung vor
dem 1. Juni beschlossen sein; das gilt auch für die erst-
malige Festsetzung von gegenüber dem Vorjahr höhe-
ren Umlagesätzen. 3Die Änderung der Umlagesätze
muss den kreisangehörigen Gemeinden unverzüglich
mitgeteilt werden. 4Die Änderung der Umlagesätze
wirkt auf den Beginn des Haushaltsjahres zurück. 

(3) 1Ist die Kreisumlage bei Beginn des Haushalts-
jahres noch nicht festgesetzt, so können die Landkreise
bis zur Festsetzung vorläufige monatliche Teilbeträge
in Höhe der im abgelaufenen Haushaltsjahr zuletzt er-
hobenen monatlichen Teilbeträge erheben. 2Nach Fest-
setzung der Kreisumlage für das laufende Haushalts-
jahr ist über diese vorläufigen Zahlungen zum nächs-
ten Fälligkeitszeitpunkt (Absatz 1 Satz 2) abzurech-
nen.

Art. 20

Für einzelne kreisangehörige Gemeinden können je
nach Teilnahme an den Vorteilen einer Einrichtung des
Landkreises die Vomhundertsätze nach Art. 18 Abs. 3
mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde erhöht wer-
den.

Art. 21

(1) Die Bezirke legen ihren durch die sonstigen Ein-
nahmen nicht gedeckten Bedarf auf die kreisfreien Ge-
meinden und Landkreise um (Bezirksumlage).

(2) Die Umlagebeschlüsse bedürfen der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde, wenn das Umlagesoll das

des vorausgegangenen Haushaltsjahres um mehr als 
20 v. H. übersteigt.

(3) 1Die Bezirksumlage wird in Vomhundertsätzen
der Umlagegrundlagen bemessen. 2Umlagegrundla-
gen für die Bezirksumlage sind die für die Gemeinden
und gemeindefreien Gebiete geltenden Steuerkraft-
zahlen (Art. 4) sowie 80 v. H. der Gemeindeschlüsselzu-
weisungen des vorangegangenen Haushaltsjahres.
3Werden die Vomhundertsätze, die der Bezirk von den
Steuerkraftzahlen der einzelnen Steuern als Bezirks-
umlage erhebt (Umlagesätze), verschieden festgesetzt,
so darf der höchste Umlagesatz den niedrigsten um
nicht mehr als ein Drittel übersteigen. 4Bei stärkerer
Abweichung bedarf der Umlagebeschluss der Geneh-
migung durch die Aufsichtsbehörde. 5Der Umlagesatz,
der von den Schlüsselzuweisungen erhoben wird, darf
nicht höher sein als der niedrigste Umlagesatz der
Steuerkraftzahlen.

Art. 22

(1) 1Die Bezirksumlage wird für jedes Haushaltsjahr
neu festgesetzt. 2Sie wird mit einem Zwölftel ihres Jah-
resbetrags bei den kreisfreien Gemeinden am 25., bei
den Landkreisen am Letzten eines jeden Monats fällig.
3Werden die Bezirksumlagen nicht rechtzeitig entrich-
tet, so können von den säumigen kreisfreien Gemein-
den und Landkreisen Zinsen in Höhe von 0,5 v. H. für
jeden vollen Monat erhoben werden.

(2) 1Die Umlagesätze können im Lauf eines Haus-
haltsjahres einmal geändert werden. 2Sofern dabei die
Umlagesätze erhöht werden, muss die Erhöhung vor
dem 1. Mai beschlossen sein; das gilt auch für die erst-
malige Festsetzung von gegenüber dem Vorjahr höhe-
ren Umlagesätzen. 3Die Änderung der Umlagesätze
muss den kreisfreien Gemeinden und Landkreisen un-
verzüglich mitgeteilt werden. 4Die Änderung der Um-
lagesätze wirkt auf den Beginn des Haushaltsjahres
zurück.

(3) 1Ist die Bezirksumlage bei Beginn des Haushalts-
jahres noch nicht festgesetzt, so können die Bezirke bis
zur Festsetzung vorläufige monatliche Teilbeträge in
Höhe der im abgelaufenen Haushaltsjahr zuletzt erho-
benen monatlichen Teilbeträge erheben. 2Nach Fest-
setzung der Bezirksumlage für das laufende Haus-
haltsjahr ist über diese vorläufigen Zahlungen zum
nächsten Fälligkeitszeitpunkt (Absatz 1 Satz 2) abzu-
rechnen.

Art. 23

(1) 1Dieses Gesetz ist dringlich. 2Es tritt mit Wir-
kung vom 1. April 1948 in Kraft6).

(2) 1Die Staatsministerien der Finanzen und des In-
nern werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung
näher zu regeln,

1. welche Einwohnerzahlen für die Leistungen nach
Art. 2, 3, 5, 7, 7a, 9, 12 und 13b sowie für die Fest-
setzung der Krankenhausumlage nach Art. 10b 

6)Diese Vorschrift betrifft das In-Kraft-Treten des Gesetzes in seiner
ursprünglichen Fassung vom 10. August 1948 (GVBl S. 138). Der
Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der späteren Änderungen ergibt sich
aus den jeweiligen Änderungsgesetzen.
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Abs. 3 und welche Straßenlängen für die Leistun-
gen nach Art. 13b jeweils maßgebend sind,

1a.wie der Einkommensteuersatz nach Art. 1b aufge-
teilt wird,

2. wie die Sozialhilfebelastung (Art. 3 Abs. 1 Nr. 3
und Art. 5 Abs. 2 Nr. 2) ermittelt wird,

3. wie die Grundbeträge nach Art. 4 ermittelt wer-
den,

4. wie die Grunderwerbsteuer (Art. 8) aufgeteilt
wird, wenn sich ein einheitlicher Erwerbsvorgang
auf das Gebiet von mehreren Gemeinden oder von
Gemeinden und gemeindefreien Gebieten er-
streckt und bis zu welchem Grundstückswert in
solchen Fällen eine Aufteilung unterbleibt,

5. wie die pauschalen Zuweisungen nach Art. 10a
berechnet und die Belastungen durch Art. 3 Abs. 2
des Gesetzes über die Kostenfreiheit des Schul-
wegs abgegolten werden,

6. wie die örtliche Beteiligung (Art. 10b Abs. 2)
bemessen und die Krankenhausumlage (Art. 10b
Abs. 3) erhoben und abgerechnet sowie die
Verteilung der Fördermittel nach dem Bayeri-
schen Krankenhausgesetz finanziell abgewickelt
werden,

7. für welche mit dem Straßenbau zusammenhän-
genden Aufwendungen die Zuweisungen nach
Art. 13a, 13b und 13c noch verwendet werden
dürfen und wie der beratende Ausschuss nach
Art. 13b Abs. 2 Satz 5 gebildet wird,

8. welche Belastungen nach Art. 15 ausgleichsfähig
sind und wie die Ausgleichsleistungen ermittelt
werden,

9. nach welchem Verfahren die Umlagen erhoben
werden und welchen Inhalt die Umlagebescheide
aufweisen müssen,

10. wann die Leistungen nach Art. 2, 3, 5, 7 Abs. 1 bis 3,
Art. 7a, 8, 9, 10a, 12, 13a, 13b Abs. 1 und 2 Satz 1
und Art. 15 und die Erstattungsbeträge nach Art.
1a Abs. 5 Satz 3 auszuzahlen und die Solidar-
umlage nach Art. 1a sowie die Krankenhaus-
umlage nach Art. 10b Abs. 3 fällig sind,

11. welche Staatsbehörden für die Festsetzung der
Solidarumlage nach Art. 1a, von Leistungen nach
Art. 2, 3, 5, 7, 7a, 8, 9, 10a, 12, 13a, 13b Abs. 1 und 2
Satz 1 und Art. 15 sowie für die Festsetzung der
Umlagegrundlagen (Art. 18 Abs. 3 und Art. 21
Abs. 3) und der Kommunalanteile gemäß Art. 10b
Abs. 2 und 3 zuständig sind,

12. wie die kommunalen Finanzierungsbeiträge für
die Deutsche Einheit (Art. 1 Abs. 1 Sätze 3 bis 5
FAG 1994; Art. 1a Abs. 1) abgerechnet werden.

2Die Rechtsverordnung nach Satz 1 Nr. 5 ergeht im
Einvernehmen mit dem Staatsministerium für Unter-
richt und Kultus, die Rechtsverordnungen nach Satz 1
Nrn. 6 und 8 ergehen im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Fa-
milie und Frauen.

(3) 1Das Staatsministerium der Finanzen wird zum
Erlass der von § 8 Gemeindefinanzreformgesetz um-
fassten Rechtsverordnungen ermächtigt. 2Die Rechts-
verordnungen ergehen im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium des Innern.

(4) 1Das Staatsministerium für Landesentwicklung
und Umweltfragen wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung das Verfahren für die Bewilligung und Aus-
zahlung der ergänzenden Finanzzuweisungen nach
Art. 7 Abs. 4 näher zu regeln und die für die Bewilli-
gung und Auszahlung zuständigen Staatsbehörden zu
bestimmen. 2Die Rechtsverordnung ergeht im Einver-
nehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen.
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Auf Grund von Art. 80 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 3
des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) erlässt die
Bayerische Staatsregierung folgende Verordnung:

Erster Abschnitt

Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Regelungszweck

Diese Verordnung regelt die zur Bewältigung eines
länger andauernden, aber vorübergehenden Personal-
bedarfs im Schulbereich erforderliche ungleichmäßige
Verteilung der regelmäßigen Arbeitszeit( verpflichten-
des Arbeitszeitkonto) für beamtete Lehrkräfte im
Dienst des Freistaates Bayern.

§ 2

Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für vollbeschäftigte und teil-
zeitbeschäftigte Lehrkräfte (Art. 59 des Bayerischen
Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen)
im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit, bei Schulleitern
auch für solche im Beamtenverhältnis auf Probe gemäß
Art. 32b BayBG.

§ 3

Umfang

Das verpflichtende Arbeitszeitkonto setzt sich zu-
sammen aus einer fünfjährigen Ansparphase, einer
dreijährigen Wartezeit und einer fünfjährigen Aus-
gleichsphase.

Zweiter Abschnitt

Verpflichtendes Arbeitszeitkonto
für Lehrkräfte an Grundschulen

(ohne Fachlehrer)

§ 4

Ansparphase

(1) Lehrkräfte an Grundschulen haben für fünf
Schuljahre über ihre Unterrichtsverpflichtung hinaus
wöchentlich eine zusätzliche Unterrichtsstunde wäh-
rend folgender Schuljahre zu erteilen (Ansparphase):

1. in den Schuljahren 1999/2000 bis einschließlich
2003/2004, wenn sie das 44. Lebensjahr zu Schul-
jahresbeginn 1999/2000 (1. August 1999) vollendet
haben,

2. im Übrigen in den Schuljahren 2000/2001 bis ein-
schließlich 2004/2005.

(2) Absatz 1 gilt nicht für

1. schwerbehinderte Lehrkräfte im Sinn des § 1 des
Schwerbehindertengesetzes,

2. Lehrkräfte, die vor dem 1. Februar des jeweiligen
Schuljahres das 55. Lebensjahr vollenden oder voll-
endet haben,

3. Lehrkräfte, die im Erziehungsurlaub eine Teilzeit-
beschäftigung ausüben,

4. Lehrkräfte, denen auf Grund vorübergehend einge-
schränkter Dienstfähigkeit eine befristete Ermäßi-
gung der Unterrichtspflichtzeit gewährt wird, für
die entsprechende Dauer,

5. begrenzt dienstfähige Lehrkräfte im Sinn von Art. 56a
BayBG,

6. Lehrkräfte, die ausschließlich abweichenden Ar-
beitszeitregelungen unterliegen.

(3) Für Lehrkräfte, die nach Beginn der Ansparphase
einbezogen oder ausgenommen werden, verkürzt sich
der Ansparzeitraum entsprechend.

(4) 1In den Fällen des § 8b Abs. 1 Satz 1 der Verord-
nung über die Arbeitszeit für den bayerischen öffentli-
chen Dienst (AZV) vom 25. Juli 1995 (GVBl S. 409,
BayRS 2030–2–20–F), zuletzt geändert durch § 3 der
Verordnung vom 27. Juli 1999 (GVBl S. 336), erfolgt
keine Ansparung. 2Abweichend von § 8b Abs. 1 Satz 2
AZV verlängert sich die Ansparphase in diesen Fällen
nicht.

§ 5

Wartezeit
1Während der unmittelbar auf die Ansparphase fol-

genden drei Schuljahre erteilen die Lehrkräfte Unter-
richt gemäß ihrer unabhängig vom verpflichtenden
Arbeitszeitkonto bestehenden Unterrichtsverpflich-
tung (Wartezeit). 2Die Wartezeit verlängert sich - ab-
weichend von § 3 - für Lehrkräfte mit vorzeitig been-
deter Ansparphase bis zum Beginn der Ausgleichspha-
se nach § 6.

§ 6

Ausgleichsphase
1Die angesparte Arbeitszeit ist in vollem Umfang

durch eine entsprechende Anrechnung auf die Unter-
richtsverpflichtung auszugleichen. 2Der Ausgleich er-
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folgt unmittelbar im Anschluss an die Wartezeit in ei-
ner fünfjährigen Ausgleichsphase mit einer um eine
Wochenstunde verringerten Unterrichtsverpflichtung.
3Die Ausgleichsphase beginnt

1. ab dem Schuljahr 2007/2008 für die in § 4 Abs. 1 Nr. 1
genannten Lehrkräfte,

2. ab dem Schuljahr 2008/2009 für die in § 4 Abs. 1 Nr. 2
genannten Lehrkräfte.

Dritter Abschnitt

Verpflichtendes Arbeitszeitkonto
für Fachlehrer an Volksschulen

und Volksschulen für Behinderte,
für Lehrkräfte - ohne Fachlehrer -

an Volksschulen für Behinderte und
Hauptschulen sowie  Lehrkräfte an Realschulen

§ 7

Maßgebliche Vorschriften
für Fachlehrer an Volksschulen

und Volksschulen für Behinderte

Die §§ 4 bis 6 gelten für Fachlehrer an Volksschulen
und Volksschulen für Behinderte mit folgenden Maß-
gaben entsprechend:

1. Die Ansparphase ist abweichend von § 4 Abs. 1 ab-
zuleisten:

a) in den Schuljahren 2000/2001 bis einschließlich
2004/2005, wenn sie das 44. Lebensjahr zu Schul-
jahresbeginn 2000/2001 (1. August 2000) vollendet
haben,

b) im Übrigen in den Schuljahren 2001/2002 bis
einschließlich 2005/2006.

2. Die Ausgleichsphase beginnt abweichend von § 6

a) ab dem Schuljahr 2008/2009 für die in Nummer 1
Buchst. a genannten Lehrkräfte,

b) ab dem Schuljahr 2009/2010 für die in Nummer 1
Buchst. b genannten Lehrkräfte.

§ 8

Maßgebliche Vorschriften für Lehrkräfte
-  ohne Fachlehrer -

an Volksschulen für Behinderte und Hauptschulen

Die §§ 4 bis 6 gelten für Lehrkräfte - ohne Fachleh-
rer - an Volksschulen für Behinderte und Hauptschu-
len mit folgenden Maßgaben entsprechend:

1. Die Ansparphase ist abweichend von § 4 Abs. 1 ab-
zuleisten:

a) in den Schuljahren 2001/2002 bis einschließlich
2005/2006, wenn sie das 44. Lebensjahr zu Schul-
jahresbeginn 2001/2002 (1. August 2001) vollendet
haben,

b) im Übrigen in den Schuljahren 2002/2003 bis
einschließlich 2006/2007.

2. Die Ausgleichsphase beginnt abweichend von § 6

a) ab dem Schuljahr 2009/2010 für die in Nummer 1
Buchst. a genannten Lehrkräfte,

b) ab dem Schuljahr 2010/2011 für die in Nummer 1
Buchst. b genannten Lehrkräfte.

§ 9

Maßgebliche Vorschriften für Lehrkräfte an Realschulen
und Realschulen für Behinderte

Die §§ 4 bis 6 gelten für Lehrkräfte an Realschulen
und Realschulen für Behinderte mit folgenden Maßga-
ben entsprechend:

1. Die Ansparphase ist abweichend von § 4 Abs. 1 ab-
zuleisten:

a) in den Schuljahren 2001/2002 bis einschließlich
2005/2006, wenn sie das 42. Lebensjahr zu Schul-
jahresbeginn 2001/2002 (1. August 2001) vollendet
haben,

b) im Übrigen in den Schuljahren 2002/2003 bis
einschließlich 2006/2007.

2. Die Ausgleichsphase beginnt abweichend von § 6

a) ab dem Schuljahr 2009/2010 für die in Nummer 1
Buchst. a genannten Lehrkräfte,

b) ab dem Schuljahr 2010/2011 für die in Nummer 1
Buchst. b genannten Lehrkräfte.

Vierter Abschnitt

In-Kraft-Treten

§ 10
1Diese Verordnung tritt am 1. August 2001 in Kraft.

2Abweichend von Satz 1 treten der erste und zweite
Abschnitt mit Wirkung vom 1. September 1999 und § 7
mit Wirkung vom 1. September 2000 in Kraft.

München, den 20. März 2001

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r
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Auf Grund von

1. Art. 15 und 16 des Bestattungsgesetzes - BestG -
(BayRS 2127-1-A), zuletzt geändert durch § 5 des
Gesetzes vom 26. Juli 1997 (GVBl S. 323), in Verbin-
dung mit Art. 1 Abs. 1 Sätze 1 und 2 Nr. 15 und Abs. 2
des Gesetzes zur Überleitung von Zuständigkeiten
vom 23. Juli 1993 (GVBl S. 496, BayRS 1102–7–S),
und

2. Art. 90 Abs. 4 der Bayerischen Bauordnung (BayBO)

erlassen das Bayerische Staatsministerium für Ge-
sundheit, Ernährung und Verbraucherschutz und das
Bayerische Staatsministerium des Innern folgende
Verordnung:

Abschnitt I 

Ärztliche Leichenschau

§ 1

Veranlassung der Leichenschau

(1) 1Die Leichenschau (Art. 2 BestG) ist unverzüg-
lich zu veranlassen, zur Nachtzeit jedoch nur, wenn
Anhaltspunkte für einen nicht natürlichen Tod vorlie-
gen. 2Hierzu sind, wenn sie geschäftsfähig sind, ver-
pflichtet:

1. a) der Ehegatte,

b) die Kinder,

c) die Eltern; bei Annahme Volljähriger (§ 1767 BGB)
der Annehmende vor den Eltern,

d) die Großeltern,

e) die Enkelkinder,

f) die Geschwister,

g) die Kinder der Geschwister des Verstorbenen und

h) die Verschwägerten ersten Grades,

2. die Personensorgeberechtigten,

3. der Betreuer, soweit die Sorge für die Person des
Verstorbenen zu dessen Lebzeiten zu seinem Aufga-
benkreis gehört hat,

4. a) auf Schiffen der Schiffsführer,

b) in Krankenhäusern der leitende Arzt; bestehen
mehrere selbständige Abteilungen, dann der lei-
tende Abteilungsarzt,

c) in Heimen, insbesondere Pflegeheimen, Alten-
heimen und Altenwohnheimen, Säuglings-, Kin-

der- und Jugendheimen, in Therapieeinrichtun-
gen und in Gemeinschaftsunterkünften, ferner in
Justizvollzugsanstalten, sowie in ähnlichen Ein-
richtungen deren Leiter,

wenn sich die Leiche dort befindet.

(2) Bestimmt die Gemeinde nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2
BestG die nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 verpflichteten An-
gehörigen, so soll sie dabei den Grad der Verwandt-
schaft oder Schwägerschaft berücksichtigen. 

§ 2

Veränderungsverbot

(1) Vor der Leichenschau darf eine Leiche nicht

1. eingesargt oder

2. in Räume gebracht werden, die zur Aufbewahrung
von Leichen bestimmt sind.

(2) Absatz 1 Nr. 2 gilt nicht, wenn der Tod in einem
Krankenhaus, Pflegeheim, Altenheim oder Alten-
wohnheim eingetreten ist und die Leiche bis zur Lei-
chenschau dort verbleibt.

§ 3

Durchführung der Leichenschau
und Todesbescheinigung

(1) 1Der zur Leichenschau zugezogene Arzt hat die
Leichenschau unverzüglich und sorgfältig vorzuneh-
men. 2Bestehen vor Durchführung der Leichenschau
keine begründeten Zweifel an einem natürlichen Tod,
so führt der Arzt die Leichenschau an der vollständig
entkleideten Leiche durch; die Feststellung eines
natürlichen Todes setzt in jedem Fall die Durch-
führung der Leichenschau an der vollständig entklei-
deten Leiche voraus. 3Die Leichenschau an der voll-
ständig entkleideten Leiche erfolgt unter Einbezie-
hung aller Körperregionen einschließlich aller Kör-
peröffnungen, des Rückens und der behaarten Kopf-
haut.

(2) 1Der zur Leichenschau zugezogene Arzt hat über
die Leichenschau eine Todesbescheinigung auszustel-
len, die aus einem vertraulichen und einem nicht ver-
traulichen Teil besteht. 2Er darf die Todesbescheini-
gung erst ausstellen, wenn er an der Leiche sichere An-
zeichen des Todes festgestellt hat. 3Vom nicht vertrau-
lichen Teil der Todesbescheinigung hat er eine Durch-
schrift zu fertigen.

(3) 1Findet der zur Leichenschau zugezogene Arzt
im Rahmen der Leichenschau Anhaltspunkte dafür,
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dass der Tod durch Selbsttötung, durch Unfall, durch
strafbare Handlung oder durch sonstige Einwirkung
von außen herbeigeführt wurde, ist in der Todesbe-
scheinigung die Todesart „Nicht natürlicher Tod“ an-
zugeben. 2Ist dem zur Leichenschau zugezogenen Arzt
die Klärung der Todesart nicht möglich, ist in der To-
desbescheinigung die Todesart als „ungeklärt“ anzu-
geben.

(4) 1Ist der zur Leichenschau zugezogene Arzt für
die Behandlung von Notfällen eingeteilt (Notarzt, Not-
fallarzt) und hat er die verstorbene Person vorher nicht
behandelt, so kann er sich auf die Ausstellung einer
vorläufigen Todesbescheinigung beschränken, wenn
sichergestellt ist, dass der behandelnde Arzt oder ein
anderer Arzt die noch fehlenden Feststellungen treffen
wird. 2In der vorläufigen Todesbescheinigung werden
der Tod, der Todeszeitpunkt, der Zustand der Leiche
und die äußeren Umstände festgestellt. 3Absatz 1 Satz 2
findet keine Anwendung. 4Im Fall des Satzes 1 hat der-
jenige, der die Leichenschau veranlasst hat, einen wei-
teren Arzt zur Vornahme der vollständigen Leichen-
schau zu benachrichtigen. 5§ 1 Abs. 1 Satz 1 gilt ent-
sprechend.

(5) 1Die Todesbescheinigung ist, vorbehaltlich des § 4
Abs. 1 Satz 2, mit der Durchschrift unverzüglich dem-
jenigen auszuhändigen, der die Leichenschau veran-
lasst hat. 2Dieser hat die Todesbescheinigung mit der
Durchschrift unverzüglich dem für die Beurkundung
des Sterbefalls zuständigen Standesamt zuzuleiten.
3Falls er nicht selbst für die Bestattung sorgt, hat er die
Durchschrift der Todesbescheinigung, auf der der
Standesbeamte die Beurkundung des Sterbefalls ver-
merkt hat, dem zur Bestattung Verpflichteten zu über-
geben. 4Ist dieser nicht zur Stelle, so hat derjenige, der
die Leichenschau veranlasst hat, die Durchschrift der
Todesbescheinigung der Gemeinde oder, wenn sich die
Leiche im gemeindefreien Gebiet befindet, dem Land-
ratsamt zuzuleiten. 5In den Fällen des Absatzes 4 gilt
Satz 1 entsprechend; derjenige, der die Leichenschau
veranlasst hat, hat die vorläufige Todesbescheinigung
dem Arzt zu übergeben, der die vollständige Leichen-
schau vornimmt. 6Die vorläufige Todesbescheinigung
darf nicht an den Standesbeamten weitergeleitet wer-
den.

(6) 1Wird eine innere Leichenschau durchgeführt, so
hat der obduzierende Arzt eine Bescheinigung über die
von ihm festgestellte Todesursache und andere wesent-
liche Krankheiten (Obduktionsschein) auszustellen.
2Der Obduktionsschein ist unverzüglich dem für den
Sterbeort zuständigen Gesundheitsamt zuzuleiten.

(7) Inhalt und Form der Todesbescheinigung, der
vorläufigen Todesbescheinigung und des Obduktions-
scheins müssen den vom Staatsministerium für Ge-
sundheit, Ernährung und Verbraucherschutz im Allge-
meinen Ministerialblatt bekannt gemachten Mustern
entsprechen.

§ 4

Nicht natürlicher Tod, ungeklärte Todesart, 
Leiche eines Unbekannten

(1) 1Ergeben sich Anhaltspunkte für einen nicht
natürlichen Tod, ist die Todesart ungeklärt (§ 3 Abs. 3)
oder wird die Leiche eines Unbekannten aufgefunden,
so dürfen bis zum Eintreffen des Arztes, der die Lei-

chenschau vornimmt, an der Leiche nur Veränderun-
gen vorgenommen werden, die aus Gründen der öffent-
lichen Sicherheit zwingend erforderlich sind. 2Der zur
Leichenschau zugezogene Arzt hat sogleich die Polizei
zu verständigen und ihr die Todesbescheinigung mit
der Durchschrift zuzuleiten. 3In den Fällen des § 3 Abs. 4
ist mit der Todesbescheinigung auch die vorläufige To-
desbescheinigung zuzuleiten.

(2) Gericht, Staatsanwaltschaft und Polizei können
die Todesbescheinigung einsehen, wenn Anhaltspunk-
te für einen nicht natürlichen Tod vorliegen, die Todes-
art ungeklärt ist (§ 3 Abs. 3) oder die Leiche eines Un-
bekannten aufgefunden wird.

(3) 1Die Polizei leitet die Todesbescheinigung und
deren Durchschrift zusammen mit der Anzeige des
Sterbefalls (§ 35 des Personenstandsgesetzes (BGBl III
211–1), zuletzt geändert durch Art. 3 Nr. 9 des Gesetzes
vom 15. Juli 1999 (BGBl I S. 1618)) dem für die Beur-
kundung des Sterbefalls zuständigen Standesbeamten
zu. 2Die Durchschrift der Todesbescheinigung darf
dem zur Bestattung Verpflichteten erst ausgehändigt
werden, wenn die Staatsanwaltschaft oder der Richter
beim Amtsgericht die Bestattung schriftlich geneh-
migt hat.

§ 5

Leichenschau in sonstigen Fällen

(1) Die Leichenschau ist von einem Arzt des Ge-
sundheitsamts, in dessen Amtsbezirk sich die Leiche
befindet, durchzuführen, wenn kein anderer Arzt die
Leichenschau vornimmt.

(2) Ist anzunehmen, dass die Leichenschau nicht
ordnungsgemäß vorgenommen wird oder vorgenom-
men wurde, so kann die Staatsanwaltschaft oder die
Polizei verlangen, dass die Leichenschau von einem
Arzt des Gesundheitsamts, in dessen Amtsbezirk sich
die Leiche befindet, von einem Landgerichtsarzt, von
einem Facharzt für Rechtsmedizin oder von einem
durch die Polizei besonders verpflichteten Arzt vorge-
nommen wird, oder wenn sie bereits durchgeführt wor-
den ist, wiederholt wird.

Abschnitt II 

Vorbereitung der Bestattung

§ 6

Hygienisches Verhalten der Bestatter

1Ein Bestatter muss bei der Vorbereitung von Lei-
chen zur Bestattung flüssigkeitsdichte Schutzklei-
dung einschließlich Handschuhe tragen. 2Nach Been-
digung der Tätigkeit sind die Hände und Unterarme,
die verwendeten Geräte und die Schutzkleidung gründ-
lich zu reinigen und im Fall des § 7 zu desinfizieren.

§ 7

Schutzmaßnahmen

(1) 1Litt der Verstorbene bei seinem Tod an einer
übertragbaren Krankheit, bei der die konkrete Gefahr
besteht, dass gefährliche Erreger beim Umgang mit der



Leiche übertragen werden, oder besteht der Verdacht
einer solchen Krankheit, so gilt unbeschadet der nach
anderen Vorschriften zur Verhütung und Bekämpfung
von Infektionskrankheiten angeordneten Schutzmaß-
nahmen für diejenigen, die eine Bestattung vorberei-
ten, folgendes:

1. Die Leiche darf nicht behandelt, insbesondere nicht
gewaschen, rasiert, frisiert oder umgekleidet wer-
den, soweit bei Vornahme der Behandlung die kon-
krete Gefahr der Übertragung besteht;

2. die Leiche ist unverzüglich in ein mit einem geeig-
neten Desinfektionsmittel getränktes Tuch oder auf
andere ebenso geeignete Weise einzuhüllen, soweit
dadurch die Gefahr einer Weiterverbreitung der
Krankheit verhindert wird, und einzusargen;

3. der Sarg darf nicht geöffnet werden und am Sarg ist
ein entsprechender deutlich erkennbarer Hinweis
anzubringen.

2Die Gemeinde kann nach Anhörung des Gesundheits-
amts Ausnahmen von Satz 1 zulassen.

(2) Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 ist auch anzuwenden, wenn
eine Leiche mit einer Bescheinigung nach § 9 Abs. 2
Satz 2 überführt wird.

Abschnitt III 

Überführung von Leichen

§ 8

Zulässigkeit der Leichenüberführung

Die Überführung einer Leiche ist nur zulässig, wenn

1. die Voraussetzungen für die Bestattung vorliegen (§ 16
Abs. 1 und § 17 Abs. 1 Satz 1),

2. keine gesundheitlichen Gefahren zu befürchten sind
und

3. Gründe der Strafrechtspflege nicht entgegenstehen.

§ 9

Mitzuführende Unterlagen

(1) Bei der Überführung zum Zweck der Bestattung
sind mitzuführen:

1. die für die Erdbestattung nach § 16 Abs. 1 oder für
die Feuerbestattung nach § 17 Abs. 1 vorgeschriebe-
nen Unterlagen, wobei an die Stelle der Durch-
schrift der Todesbescheinigung die Sterbeurkunde
oder eine Bescheinigung des für den Sterbeort zu-
ständigen Standesbeamten über die Eintragung des
Sterbefalls treten kann, oder

2. die Genehmigung nach § 39 Satz 1 des Personen-
standsgesetzes,

3. bei Verdacht eines nicht natürlichen Todes die Be-
stattungsgenehmigung nach § 159 Abs. 2 der Straf-
prozessordnung und

4. bei Überführung zum Zweck der Feuerbestattung
außerdem eine Bestätigung der zuständigen Polizei-
dienststelle, dass ihr keine Anhaltspunkte für einen
nicht natürlichen Tod bekannt sind.

(2) 1Statt der Unterlagen des Absatzes 1 sind mitzu-
führen:

1. ein Leichenpass nach dem vom Staatsministerium
für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz
im Allgemeinen Ministerialblatt bekannt gemach-
ten Muster, wenn das Land, in das die Leiche über-
führt werden soll, oder ein auf der Fahrt berührtes
Land einen Leichenpass verlangt,

2. bei Leichen, die aus einem Gebiet außerhalb der
Bundesrepublik Deutschland überführt werden, ein
dem Leichenpass nach Muster vergleichbares Do-
kument des Landes, aus dem die Überführung er-
folgt, oder, falls ein solches nicht vorliegt, des Lan-
des, von dem aus die Grenze der Bundesrepublik
Deutschland überschritten wird.

2Liegt weder ein Leichenpass noch ein ihm vergleich-
bares Dokument vor, so ist eine von der Gemeinde, in
deren Zuständigkeitsbereich die Überführung in Bay-
ern beginnt, ausgestellte Bescheinigung über die
Zulässigkeit der Weiterbeförderung zum Bestattungs-
platz mitzuführen.

(3) Bei der Überführung aus einem anderen Land
der Bundesrepublik Deutschland werden die dort für
eine Überführung vorgesehenen Unterlagen als mitzu-
führende Unterlagen im Sinn der Absätze 1 und 2 an-
erkannt.

(4) Bei der Überführung in Einrichtungen zur inne-
ren Leichenschau, in denen die Todesursache aus an-
deren als strafprozessualen Gründen festgestellt wer-
den soll, genügt das Mitführen der Todesbescheini-
gung.

§ 10

Leichenpass

(1) 1Der Leichenpass (§ 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1) wird
von der Gemeinde ausgestellt, in deren Gebiet die Be-
förderung beginnt. 2Er darf nur ausgestellt werden,
wenn die Überführung nach § 8 zulässig ist und die Be-
förderungsunterlagen (§ 9 Abs. 1) vorgelegt worden
sind.

(2) Macht ein Land, mit dem keine Vereinbarung
über die Leichenüberführung besteht, die Überfüh-
rung in oder durch sein Hoheitsgebiet von weiteren
Angaben in dem Leichenpass abhängig, so müssen die-
se unter Beachtung der Fußnoten des vom Staatsminis-
terium für Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz im Allgemeinen Ministerialblatt bekannt ge-
machten Musters (§ 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1) aufgenommen
werden.

§ 11

Pflichten der für die Leichenüberführung
Verantwortlichen

Die für die Leichenüberführung Verantwortlichen
haben dafür zu sorgen, dass
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1. die Überführung nur durch zuverlässige Personen
erfolgt,

2. die vorgeschriebenen Unterlagen mitgeführt wer-
den und

3. die Überführung ohne vermeidbare Aufenthalte
und ohne vermeidbare Verlagerung des Sarges aus
dem Transportfahrzeug durchgeführt wird.

§ 12

Sargbeschaffenheit

1Die Leiche darf nur in einem fest verschlossenen,
widerstandsfähigen und gut abgedichteten Holzsarg
befördert werden, dessen Boden mit einer ausreichend
hohen Schicht aufsaugender Stoffe bedeckt ist. 2Es
können Särge aus einem anderen Material verwendet
werden, wenn der Hersteller durch Sachverständigen-
gutachten nachweist, dass der Sarg den Anforderun-
gen des Satzes 1 an eine Überführung und den Anfor-
derungen des § 30 an eine Bestattung entspricht.

§ 13

Leichenwagen

(1) 1Leichen dürfen im Straßenverkehr nur mit
Fahrzeugen befördert werden, deren Aufbauten zur
Leichenbeförderung eingerichtet sind und ausschließ-
lich für diesen Zweck verwendet werden. 2Die Ge-
meinde kann für den Einzelfall Ausnahmen zulassen,
wenn eine würdige Beförderung gesichert ist und ge-
sundheitliche Gefahren nicht zu befürchten sind.

(2) Die Aufbauten müssen folgenden Anforderun-
gen entsprechen:

1. sie müssen eine würdige Beförderung gewährleis-
ten,

2. sie müssen umschlossen und vom Fahrerraum ge-
trennt sein,

3. ihr Boden muss gegen das Durchdringen von Flüs-
sigkeiten abgedichtet sein,

4. sie müssen einschließlich des Fahrerraums leicht
wasch- und desinfizierbar sein; sofern der Fahrer-
raum vom Transportraum durch eine geschlossene
Wand getrennt ist, kann das Erfordernis der Wasch-
und Desinfizierbarkeit des Fahrerraums entfallen,

5. der Sarg muss so befestigt werden können, dass er
sich während der Fahrt nicht verschieben kann.

(3) 1Bei Auslaufen von Flüssigkeit aus dem Sarg sind
die Aufbauten und der Fahrerraum gründlich zu reini-
gen und im Fall des § 7 Abs. 1 auch zu desinfizieren.
2Sofern der Fahrerraum vom Transportraum durch ei-
ne geschlossene Wand getrennt ist, ist eine Reinigung
und Desinfektion des Fahrerraums nicht erforderlich.

§ 14

Sondervorschriften

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten nicht

für die Überführung im Rahmen strafprozessualer Er-
mittlungen.

(2) 1Für die Überführung von Leichen zum Bestat-
tungsplatz am Sterbeort finden von den Vorschriften
dieses Abschnitts lediglich § 8 Nr. 3, § 11 Nrn. 1 und 3
und § 13 Abs. 3 Anwendung. 2Satz 1 findet entspre-
chende Anwendung, wenn Sterbeort und Bestattungs-
platz innerhalb einer Verwaltungsgemeinschaft gele-
gen sind. 3Fahrzeuge, die der Beförderung von Perso-
nen, Tieren oder Lebensmitteln dienen, dürfen nicht
benutzt werden. 4Ausnahmen von Satz 3 sind mit Ge-
nehmigung der Gemeinde oder im Fall des Satzes 2 der
Verwaltungsgemeinschaft zulässig, wenn eine würdige
Leichenüberführung gewährleistet ist und gesund-
heitliche Gefahren nicht zu befürchten sind.

(3) Für die Überführung von Leichen tödlich Verun-
glückter (Bergungstransporte) kann die Gemeinde, in
deren Bereich die Beförderung beginnt, Ausnahmen
von den Vorschriften dieses Abschnitts zulassen.

(4) Unberührt bleiben

1. internationale Verträge über den Leichentransport,

2. zwischenstaatliche Vereinbarungen,

3. das Beförderungsrecht der Deutschen Bahn AG,

4. Sonderregelungen für den Rettungsdienst, den Ver-
teidigungs- und Katastrophenfall.

Abschnitt IV 

Bestattung und Ausgrabung

§ 15

Bestattungspflichtige

1Für die Bestattung und die ihr vorausgehenden
notwendigen Verrichtungen haben die in § 1 Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 genannten Angehörigen zu sorgen. 2Be-
stimmt die Gemeinde nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2 BestG
die nach Satz 1 verpflichteten Angehörigen, so soll sie
dabei den Grad der Verwandtschaft oder Schwäger-
schaft berücksichtigen.

§ 16

Voraussetzungen für die Erdbestattung

(1) Eine Leiche darf erst dann zur Erde bestattet
werden, wenn

1. der Arzt die Todesbescheinigung ausgestellt hat und

2. der Standesbeamte auf der Todesbescheinigung und
deren Durchschrift die Beurkundung des Sterbe-
falls vermerkt hat oder wenn statt dessen die Ge-
nehmigung nach § 39 des Personenstandsgesetzes
vorliegt, dass der Verstorbene schon vor der Beur-
kundung bestattet werden darf.

(2) 1Ist eine Leiche von auswärts an den Bestat-
tungsort überführt worden, so darf sie ohne die Nach-
weise nach Absatz 1 bestattet werden, wenn ein Lei-



chenpass oder eine Bescheinigung eines anderen Lan-
des der Bundesrepublik Deutschland, aus der sich die
Zulässigkeit der Bestattung ergibt, vorgewiesen wird.
2Liegen die Unterlagen nach Satz 1 nicht vor, so darf
die Leiche nur mit Erlaubnis der Gemeinde des Bestat-
tungsorts bestattet werden.

(3) Sind Anhaltspunkte für einen nicht natürlichen
Tod vorhanden, ist die Todesart ungeklärt (§ 3 Abs. 3)
oder wird die Leiche eines Unbekannten aufgefunden,
so ist zur Bestattung außerdem die schriftliche Geneh-
migung der Staatsanwaltschaft oder des Richters beim
Amtsgericht erforderlich.

§ 17

Voraussetzung für die Feuerbestattung

(1) 1Der Träger einer Feuerbestattungsanlage darf
eine Feuerbestattung nur durchführen, wenn

1. die Voraussetzungen des § 16 Abs. 1 und 2 gegeben
sind,

2. die für den Sterbeort zuständige Polizeidienststelle
bestätigt, dass ihr keine Anhaltspunkte für einen
nicht natürlichen Tod bekannt sind und

3. die Feuerbestattung 

a) dem Willen des Verstorbenen oder, 

b) dem Willen der Personensorgeberechtigten, so-
weit der Verstorbene zum Zeitpunkt seines Todes
noch nicht 16 Jahre alt oder geschäftsunfähig war
oder,

c) dem Willen des Betreuers, soweit die Sorge für die
Person des Verstorbenen zu dessen Lebzeiten zu
seinem Aufgabenkreis gehört hat, 

entspricht.

2Nummer 2 gilt nicht in den Fällen des Absatzes 5.

(2) Der Nachweis, dass die Feuerbestattung dem
Willen des Verstorbenen entspricht, kann erbracht
werden durch

1. eine vom Verstorbenen getroffene Verfügung von
Todes wegen,

2. eine vom Verstorbenen zur Niederschrift vor einem
Notar abgegebene mündliche Erklärung oder

3. eine schriftliche Erklärung des Verstorbenen.

(3) 1Ist der Wille des Verstorbenen, der Personensor-
geberechtigten oder des Betreuers nicht nachweisbar,
so kommt es auf den Willen der in § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
genannten Angehörigen des Verstorbenen an. 2Das
Recht nach Satz 1, die Art der Bestattung zu bestim-
men, besteht nur, wenn in der Reihenfolge vorher ge-
nannte Angehörige nicht vorhanden oder verhindert
sind oder sich nicht um die Bestattung kümmern. 3Be-
stehen unter mehreren gleichrangigen Angehörigen
Meinungsverschiedenheiten über die Art der Bestat-
tung, so ist bis zu einer gegenteiligen rechtskräftigen
gerichtlichen Entscheidung nur die Erdbestattung
zulässig. 4Ist in den in Satz 1 genannten Fällen auch der

Wille der Angehörigen nicht nachweisbar, so bestimmt
die Gemeinde die Art der Bestattung, soweit sie nach
Art. 14 Abs. 2 Satz 1 BestG für die Bestattung zu sorgen
hat.

(4) 1In Fällen, in denen Zweifel über die Todesart be-
stehen, darf die Bestätigung nach Absatz 1 Nr. 2 erst
nach weiteren Ermittlungen erteilt werden. 2Lässt sich
die Todesart auch dadurch nicht klären, so wird die Be-
stätigung unter der Bedingung erteilt, dass ein Arzt des
für den Einäscherungsort zuständigen Gesundheits-
amts auf Grund einer inneren Leichenschau beschei-
nigt, dass keine Anhaltspunkte für einen nicht natürli-
chen Tod bestehen. 3§ 4 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) 1Leichen, die aus dem Ausland zur Feuerbestat-
tung gebracht werden, dürfen nur eingeäschert werden,
wenn der nach den Bestimmungen des Internationalen
Abkommens über Leichenbeförderung vom 10. Februar
1937 (RGBl 1938 II S. 199) ausgestellte Leichenpass
oder sonstige amtliche Beförderungsunterlagen für
den Nachweis eines natürlichen Todes ausreichen.
2Reichen diese Beförderungsunterlagen dafür nicht
aus und lassen sich Zweifel über die Todesart nicht auf
andere Weise klären, so darf die Leiche nur eingeä-
schert werden, wenn ein Arzt des für den Einäsche-
rungsort zuständigen Gesundheitsamts auf Grund ei-
ner inneren Leichenschau bescheinigt, dass keine An-
haltspunkte für einen nicht natürlichen Tod bestehen.
3Im Übrigen gilt Absatz 4 Satz 3 entsprechend.

(6) 1Sind Anhaltspunkte für einen nicht natürlichen
Tod vorhanden, ist die Todesart ungeklärt (§ 3 Abs. 3)
oder wird die Leiche eines Unbekannten aufgefunden,
so darf die Leiche erst eingeäschert werden, wenn die
Staatsanwaltschaft oder der Richter beim Amtsgericht
die Feuerbestattung genehmigt. 2Die Genehmigung
ersetzt die Bestätigung nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und
die Bescheinigung des Gesundheitsamts nach den Ab-
sätzen 4 und 5.

§ 18

Frühester Bestattungszeitpunkt

(1) Die Bestattung ist frühestens 48 Stunden nach
Eintritt des Todes zulässig.

(2) Die Gemeinde kann auf Antrag eine frühere Be-
stattung zulassen, wenn

1. ein berechtigtes Interesse des Antragstellers oder
seiner Angehörigen daran besteht oder

2. der Einhaltung der Frist nach Absatz 1 wegen be-
sonderer örtlicher Verhältnisse erhebliche Hinder-
nisse entgegenstehen oder

3. gesundheitliche Gefahren zu befürchten sind.

(3) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 Nrn. 2
und 3 kann die Gemeinde auch eine frühere Bestattung
anordnen.

§ 19

Bestattungs- und Beförderungsfrist

(1) 1Eine Leiche muss spätestens 96 Stunden nach
Feststellung des Todes bestattet sein oder, wenn sie
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nach den Bestimmungen dieser Verordnung überführt
werden soll, auf den Weg gebracht werden. 2Trifft eine
Leiche nach Ablauf dieser Frist am Bestattungsort ein,
so ist sie dort unverzüglich zu bestatten. 3Sonntage, ge-
setzliche Feiertage und Samstage bleiben bei der Be-
rechnung der Bestattungsfrist unberücksichtigt. 4Kön-
nen die zur Bestattung oder Beförderung erforderli-
chen Unterlagen nicht rechtzeitig beschafft werden, so
ist die Bestattung oder Beförderung unverzüglich vor-
zunehmen, sobald die Unterlagen vorliegen.

(2) 1Die Gemeinde kann Ausnahmen von Absatz 1
zulassen, wenn gesundheitliche Gefahren nicht zu be-
fürchten sind. 2Sie kann anordnen, dass eine Leiche
früher zu bestatten oder auf den Weg zu bringen ist,
wenn gesundheitliche Gefahren zu befürchten sind.

(3) 1Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn Leichen 

1. zu medizinischen oder wissenschaftlichen Zwecken
in ein Krankenhaus oder in eine wissenschaftliche
Einrichtung gebracht werden oder

2. im Rahmen strafprozessualer Ermittlungen unter-
sucht werden.

2Die Leichen sind zu bestatten, sobald sie nicht mehr
diesen Zwecken dienen.

§ 20

Bestattungsunterlagen

1Die für die Bestattung auf Friedhöfen und in Feu-
erbestattungsanlagen Verantwortlichen und die zur
Genehmigung von Beisetzungen außerhalb von Fried-
höfen zuständigen Behörden oder die Inhaber von Be-
stattungsplätzen im Sinn des Art. 12 Abs. 5 Satz 1
BestG dürfen Bestattungen nur zulassen, wenn ihnen
für eine Erdbestattung die nach § 16 und für eine Feu-
erbestattung die nach § 17 vorgeschriebenen Unterla-
gen vorgelegt worden sind. 2In den Fällen von § 18 Abs. 2
und § 19 Abs. 2 Satz 1 ist außerdem die Erlaubnis der
Gemeinde, in den Fällen von § 18 Abs. 3 und § 19 Abs. 2
Satz 2 die Anordnung der Gemeinde vorzulegen.

§ 21

Ausgrabung

(1) 1Eine Leiche darf zum Zweck der Umbettung
und der nachträglichen Einäscherung oder Über-
führung nur mit Genehmigung der Gemeinde ausge-
graben werden. 2Diese hat die zum Schutz der Gesund-
heit notwendigen Maßnahmen anzuordnen.

(2) Bei der Ausgrabung von Leichen oder Leichen-
teilen sind Vorkehrungen zu treffen, die sicherstellen,
dass die Würde des Verstorbenen nicht verletzt wird;
dies gilt auch nach Ablauf der Ruhefrist.

Abschnitt V 

Feuerbestattungsanlagen

§ 22

Genehmigung des Betriebs von
Feuerbestattungsanlagen und Aufsicht

(1) 1Der Betrieb oder die wesentliche Änderung des

Betriebs einer Feuerbestattungsanlage ist nur mit Ge-
nehmigung der für den Betriebsort zuständigen unte-
ren Bauaufsichtsbehörde zulässig. 2Bei Feuerbestat-
tungsanlagen in privater Trägerschaft hat die Gemeinde
die Einhaltung von § 17 durch regelmäßige Kontrollen
zu überwachen.

(2) 1Der Genehmigungsantrag ist schriftlich einzu-
reichen. 2Die Genehmigungsbehörde kann die Vorlage
der erforderlichen Unterlagen, insbesondere

1. einer Bau- und Funktionsbeschreibung der Ein-
äscherungsanlage,

2. der Betriebsordnung (§ 25 Abs. 2) und

3. von Unterlagen, aus denen ersichtlich ist, dass die An-
forderungen der 27. Verordnung zur Durchführung
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (27. BImSchV)
erfüllt werden

verlangen.

(3) 1Der Betreiber einer Feuerbestattungsanlage hat
die nach § 17 vorgeschriebenen Unterlagen mindestens
für zehn Jahre aufzubewahren. 2§ 29 Abs. 3 Satz 3 gilt
entsprechend.

(4) § 32 Abs. 2 und Art. 69 BayBO gelten entspre-
chend.

§ 23

Beschaffenheit

(1) Unbeschadet weitergehender Vorschriften des
öffentlichen Rechts sind Feuerbestattungsanlagen so
einzurichten, zu betreiben und zu unterhalten, dass
Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Beläs-
tigungen für die Allgemeinheit oder die Bewohner, Ei-
gentümer oder Besitzer benachbarter Grundstücke
nicht entstehen.

(2) Einäscherungskammern sind so einzurichten, zu
betreiben und zu unterhalten, dass die Asche rein, voll-
ständig und unvermischt gewonnen werden kann.

§ 24

Leichenräume

Für Feuerbestattungsanlagen müssen ausreichende
und geeignete Leichenräume vorhanden sein.

§ 25

Betriebsleiter, Betriebsordnung

(1) Der Träger der Feuerbestattungsanlage hat ei-
nen für den Betrieb verantwortlichen Leiter zu bestel-
len.

(2) Der Träger der Feuerbestattungsanlage hat den
Betrieb durch eine Betriebsordnung zu regeln, die Be-
stimmungen enthält über

1. die mit dem Betrieb der Anlage zusammenhängen-
den Aufgaben und ihre Verteilung,



2. das Verfahren bei der Einlieferung der Leichen,

3. die Verwahrung der Leichen,

4. das Verfahren bei der Einäscherung, insbesondere
die Feststellung der Identität der Leichen,

5. die Behandlung der Asche und 

6. die Kennzeichnung, Aufbewahrung, Herausgabe
und den Versand der Urnen.

§ 26

Einäscherung

1Die Leichen sind in den Särgen oder Einsatzsärgen
einzuäschern, in denen sie zur Feuerbestattungsanlage
gelangen. 2An dem Sarg ist, ehe er in den Verbren-
nungsofen eingebracht wird, eine durch die Ofenhitze
nicht zerstörbare Marke anzubringen, auf welcher die
Nummer der Eintragung der Einäscherung in das Be-
stattungsverzeichnis (§ 29) und der Name der Feuerbe-
stattungsanlage deutlich sichtbar sind. 

§ 27

Aufnahme der Asche in Urnen

1Die Asche einer jeden Leiche ist mit der Nummern-
marke (§ 26 Satz 2) in einer festen Urne zu ver-
schließen; soll die Urne über der Erde beigesetzt wer-
den, so muss sie dauerhaft und wasserdicht sein. 2Auf
dem Deckel der Urne sind folgende Angaben haltbar
und deutlich anzubringen:

1. die Nummer der Eintragung der Einäscherung in
das Bestattungsverzeichnis,

2. Zu- und Vornamen des Verstorbenen,

3. Ort, Tag und Jahr seiner Geburt, seines Todes und
der Einäscherung.

§ 28

Herausgabe und Versendung der Asche

(1) 1Asche darf nur herausgegeben oder versandt
werden an

1. Träger von Friedhöfen,

2. Bestattungspflichtige, wenn ihnen die Beisetzung
der Asche außerhalb eines Friedhofs genehmigt
wurde, oder wenn sie hierzu keiner Genehmigung
bedürfen (Art. 12 Abs. 5 BestG)

und an deren Beauftragte. 2Asche darf nur versandt
werden, wenn der Empfänger vorher zugestimmt hat.

(2) 1Bestattungspflichtige, die zur Beisetzung der
Asche außerhalb eines Friedhofs keiner Genehmigung
bedürfen, müssen das durch eine Bestätigung der zu-
ständigen Behörde nachweisen. 2Die Behörde ist ver-
pflichtet, diese Erklärung abzugeben, wenn die Vor-
aussetzungen des Art. 12 Abs. 5 BestG gegeben sind. 

Abschnitt VI

Bestattungsverzeichnisse und Bestattungszubehör

§ 29

Bestattungsverzeichnisse

(1) 1Die Träger von Friedhöfen, Feuerbestattungs-
anlagen und die zur Genehmigung von Beisetzungen
außerhalb von Friedhöfen zuständigen Behörden sind
verpflichtet, Bestattungsverzeichnisse zu führen. 2Diese
Verzeichnisse müssen enthalten:

1. Zu- und Vornamen des Verstorbenen;

2. Ort, Tag und Jahr seiner Geburt und seines Todes;

3. a) den Tag der Beisetzung, die Bezeichnung der
Grabstätte oder des Bestattungsplatzes und die
Ruhezeit oder

b) den Tag und die Nummer der Einäscherung, den
Tag der Herausgabe oder Versendung der Asche
und Namen und Anschrift ihres Empfängers;

4. für den Fall, dass Leichen oder Aschen vor Ablauf
der Ruhezeit aus einer Grabstätte entfernt werden,
den Tag der Entfernung und den neuen Bestattungs-
ort.

3Litt der Verstorbene bei seinem Tod an einer über-
tragbaren Krankheit im Sinn des § 7 Abs. 1, so ist das
bei Erdbestattungen zu vermerken.

(2) Eine nach Art. 12 Abs. 5 BestG genehmigungs-
freie Beisetzung ist der zur Genehmigung von Beiset-
zungen außerhalb von Friedhöfen zuständigen Behörde
zur Eintragung in das Bestattungsverzeichnis anzuzei-
gen.

(3) 1Die Bestattungsverzeichnisse sind mindestens
bis zum Ablauf der Ruhefrist aufzubewahren. 2Die
Träger von Feuerbestattungsanlagen haben die Ver-
zeichnisse über die Einäscherungen mindestens zehn
Jahre aufzubewahren. 3Wird der Betrieb einer nicht
von einer Gemeinde betriebenen Feuerbestattungsan-
lage eingestellt, hat der Träger der Anlage die Ver-
zeichnisse der Gemeinde, die sie bis zum Ablauf der
Frist aufbewahrt, zu übergeben.

§ 30

Särge, Sargausstattungen, Bekleidung von Leichen

(1) 1Für Erdbestattungen und für Einäscherungen
sind Särge aus Vollholz zu verwenden. 2Für Erdbestat-
tungen ist die Verwendung anderer Materialien zuläs-
sig, wenn die Särge so beschaffen sind, dass 

1. bis zur Bestattung Flüssigkeit nicht austreten kann,

2. die physikalische, chemische oder biologische Be-
schaffenheit des Bodens oder des Grundwassers
nicht nachteilig verändert wird,

3. die Verwesung der Leiche innerhalb der Ruhezeit
ermöglicht wird,

4. keine Zersetzungsstoffe austreten können, wenn die
Särge zur Bestattung in Grüften dienen,
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5. bei der Verbrennung nach dem Stand der Technik
die geringstmöglichen Emissionen entstehen.

3Für Einäscherungen ist die Verwendung anderer Ma-
terialien als Vollholz zulässig, wenn die Särge den An-
forderungen des Satzes 2 Nrn. 1 und 5 entsprechen.

(2) Überurnen zur Beisetzung von Urnen müssen so
beschaffen sein, dass die physikalische, chemische
oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des
Grundwassers nicht nachteilig verändert wird.

(3) Särge und Überurnen dürfen zur Bestattung oder
Einäscherung nur angenommen werden, wenn der
Hersteller durch Sachverständigengutachten nach-
weist, dass sie den vorstehenden Anforderungen ent-
sprechen.

(4) 1Für Sargausstattungen und zur Bekleidung der
Leichen ist leicht vergängliches Material zu verwen-
den. 2Absatz 1 Satz 2 Nrn. 2, 3, 5 und Absatz 3 gelten
entsprechend.

Abschnitt VII 

Verfahren, Schlussvorschriften

§ 31

Zuständigkeit

Zuständige Behörde im Sinn des Bestattungsgeset-
zes und dieser Verordnung ist, wenn nichts anderes be-
stimmt ist, die Kreisverwaltungsbehörde.

§ 32

Genehmigung der Anlage von Friedhöfen

(1) 1Mit dem Antrag auf Genehmigung der Anlage
oder wesentlichen Änderung eines Friedhofs sind alle
für die Beurteilung des Vorhabens erforderlichen Un-
terlagen einzureichen, insbesondere

1. ein Übersichtslageplan;

2. ein Lageplan auf der Grundlage der amtlichen Flur-
karte; dieser Plan muss enthalten

a) die auf dem Friedhofsgrundstück und auf den be-
nachbarten Grundstücken bestehenden bauli-
chen Anlagen, ferner auch Hochspannungslei-
tungen und unterirdische Leitungen für das
Fernmeldewesen, für die Versorgung mit Elektri-
zität, Gas, Wärme und Wasser und die Kanalisa-
tionsanlagen;

b) die oberirdischen Gewässer, Wasserentnahme-
stellen, die Überschwemmungs-, Wasserschutz-
und Heilquellenschutzgebiete bis zu einer Ent-
fernung von mindestens 200 m um die geplante
Friedhofsanlage; die jeweils höchsten und mitt-
leren Wasserstände sind anzugeben;

3. ein Gestaltungsplan mit

a) den bestehenden und geplanten Zufahrtswegen,

b) der Aufteilung der gesamten Friedhofsfläche
nach der Art ihrer Verwendung;

4. Angaben über das Niveau der Erdoberfläche, das
Bodenprofil bis 1 m unter die Grabessohle, den bei
Schürfungen angetroffenen und den zu erwarten-
den höchsten Grundwasserstand im Bereich der zur
Erdbestattung vorgesehenen Flächen;

5. die nach der Bauvorlagenverordnung vom 8. De-
zember 1997 (GVBl S. 822, ber. 1998 S. 271, BayRS
2132–1–2–I), geändert durch Verordnung vom 28. De-
zember 1999 (GVBl S. 589), zusätzlich erforderli-
chen Unterlagen. 

2Die zuständige Behörde soll auf Unterlagen verzich-
ten, soweit sie für die Beurteilung der Genehmigungs-
fähigkeit des Vorhabens nicht erforderlich sind.

(2) 1Der Antrag auf Genehmigung ist schriftlich ein-
zureichen. 2Die zuständige Behörde macht das Vorha-
ben in dem für amtliche Bekanntmachungen bestimm-
ten Blatt mit der Aufforderung, etwaige Einwendun-
gen vorzubringen, bekannt und legt die Unterlagen
drei Wochen öffentlich aus. 3Die Auslegungsfrist be-
ginnt am Tag nach der Bekanntmachung. 4Die Ge-
meinde, in der der Friedhof errichtet oder geändert
werden soll, soll auf die Bekanntmachung in ortsübli-
cher Weise hinweisen.

§ 33

Genehmigung von Beisetzungen
außerhalb von Friedhöfen

1Der Antrag auf Genehmigung einer Beisetzung
außerhalb von Friedhöfen (Art. 12 Abs. 1 BestG) ist bei
der Behörde, in deren Bereich der Bestattungsplatz
liegt, schriftlich einzureichen. 2Die Behörde kann Un-
terlagen, insbesondere über die Lage und die Beschaf-
fenheit des Bestattungsplatzes, verlangen. 3Sie soll die
Gemeinde, in deren Gebiet die Beisetzung vorgesehen
ist und die Eigentümer der an den Bestattungsplatz an-
grenzenden Grundstücke hören. 4Die Genehmigung ist
auch der Gemeinde des Beisetzungsorts bekannt zu ge-
ben.

§ 34

Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 18 Abs. 1 Nr. 13 BestG kann mit Geldbuße
belegt werden, wer

1. entgegen § 2 Abs. 1 vor der Leichenschau eine Lei-
che einsargt oder in Räume bringt, die zur Aufbe-
wahrung von Leichen bestimmt sind,

2. entgegen § 3 Abs. 1 eine Leichenschau nicht oder
nicht in der vorgeschriebenen Weise vornimmt,

3. entgegen § 3 Abs. 2 Satz 2 eine Todesbescheinigung
ausstellt,

4. entgegen § 3 Abs. 2 Satz 1, Abs. 4 Satz 1, 2, Abs. 6
Satz 1 in Verbindung mit Abs. 7 eine Todesbeschei-
nigung, eine vorläufige Todesbescheinigung oder
einen Obduktionsschein nicht in der vorgeschrie-
benen Weise ausstellt,



5. der Vorschrift des § 3 Abs. 5 oder 6 Satz 2 über die
Aushändigung, Zuleitung oder Übergabe der To-
desbescheinigung, der vorläufigen Todesbeschei-
nigung oder des Obduktionsscheins zuwiderhan-
delt,

6. entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Veränderungen an einer
Leiche vornimmt,

7. entgegen § 4 Abs. 1 Satz 2 oder 3 als zugezogener
Arzt die Polizei nicht sogleich verständigt oder ihr
die Todesbescheinigung nebst Durchschrift oder
die vorläufige Todesbescheinigung nicht zuleitet,

8. entgegen § 6 Satz 2 und § 13 Abs. 3 Satz 1 nicht die
erforderliche Desinfektion vornimmt,

9. entgegen § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 eine Leiche behan-
delt,

10. entgegen § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 die Leiche nicht
unverzüglich auf die vorgeschriebene Weise ein-
hüllt und einsargt,

11. entgegen § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 oder Abs. 2 den
Sarg öffnet oder den erforderlichen Hinweis
nicht anbringt,

12. entgegen § 8 eine Leiche überführt, 

13. entgegen § 9 Abs. 1 oder 2, auch in Verbindung
mit Abs. 3 oder entgegen Abs. 4 Unterlagen nicht
mitführt,

14. entgegen § 13 Abs. 1 Satz 1 keinen Leichenwagen
verwendet, der den Anforderungen des § 13 Abs.
2 entspricht,

15. entgegen § 14 Abs. 2 Satz 3 Fahrzeuge benutzt,

16. entgegen § 17 Abs. 1, Abs. 3 Satz 3, Abs. 5 Satz 1
oder 2 oder Abs. 6 Satz 1 eine Feuerbestattung
durchführt, 

17. entgegen § 21 Abs. 1 Satz 1 eine Leiche ausgräbt,

18. entgegen § 22 Abs. 1 Satz 1 eine Feuerbestat-
tungsanlage betreibt, 

19. entgegen § 22 Abs. 3 oder § 29 Abs. 3 Unterlagen
oder Bestattungsverzeichnisse nicht aufbewahrt

oder im Fall der Betriebseinstellung einer
Feuerbestattungsanlage nicht der Gemeinde
übergibt. 

§ 35

Verweisungen

Die in dieser Verordnung enthaltenen Verweisungen
betreffen die genannten Vorschriften in der jeweils gel-
tenden Fassung.

§ 36

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2001 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. Mai 2001 treten die Verord-
nung zur Durchführung des Bestattungsgesetzes vom
9. Dezember 1970 (BayRS 2127–1–1–A), geändert durch
Verordnung vom 6. November 1993 (GVBl S. 851) und
die Zweite Verordnung zur Durchführung des Bestat-
tungsgesetzes vom 21. Juli 1975 (BayRS 2127–1–2–A)
außer Kraft.

München, den 1. März 2001

Bayerisches Staatsministerium
für Gesundheit, Ernährung und

Verbraucherschutz

Eberhard  S i n n e r ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium
des Innern

Dr. Günther  B e c k s t e i n ,  Staatsminister
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2030–3–3–2–J

Verordnung
zur Änderung der

Verordnung über die Zuständigkeit
in richterrechtlichen und

beamtenrechtlichen Angelegenheiten
in der Justizverwaltung

Vom 12. März 2001

Auf Grund von Art. 2 Abs. 1 des Bayerischen
Richtergesetzes - BayRiG - (BayRS 301–1–J), zuletzt
geändert durch § 2 des Gesetzes vom 22. Dezember
2000 (GVBl S. 925), und § 18 Abs. 1 Satz 2 der Urlaubs-
verordnung (UrlV) vom 24. Juni 1997 (GVBl S. 173, ber.
S. 486, BayRS 2030–2–25–F), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 19. Dezember 2000 (GVBl S. 943), er-
lässt das Bayerische Staatsministerium der Justiz fol-
gende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die Zuständigkeit in richter-
rechtlichen und beamtenrechtlichen Angelegenheiten
in der Justizverwaltung (ZustV-JM) vom 27. Juli 1999
(GVBl S. 353, BayRS 2030–3–3–2–J) wird wie folgt
geändert:

1. In der Einleitungsformel werden nach den Worten
„(GVBl S. 300),“ die Worte „Art. 2 Abs. 1,“ und nach
den Worten „(GVBl S. 1017),“ die Worte „sowie § 18
Abs. 1 Satz 2 der Urlaubsverordnung (UrlV) vom 
24. Juni 1997 (GVBl S. 173, ber. S. 486, BayRS
2030–2–25–F), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 19. Dezember 2000 (GVBl S. 943),“ eingefügt.

2. In § 2 werden nach dem Wort „BayRiG“ die Worte
„und nach § 18 Abs. 1 Satz 2 UrlV“ eingefügt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. April 2001 in Kraft.

München, den 12. März 2001

Bayerisches Staatsministerium der Justiz

Dr. Manfred  W e i ß ,  Staatsminister 



Auf Grund des Art. 91 des Bayerischen Personalver-
tretungsgesetzes (BayPVG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 11. November 1986 (GVBl S. 349,
BayRS 2035–1–F), zuletzt geändert durch § 5 des Ge-
setzes vom 24. Juli 1998 (GVBl S. 443), erlassen die
Bayerischen Staatsministerien für Gesundheit, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz, für Landwirtschaft und
Forsten und für Arbeit und Sozialordnung, Familie
und Frauen im Einvernehmen mit dem Bayerischen
Staatsministerium der Finanzen folgende Verordnung:

§ 1

(1) Die Aufgaben der örtlichen Personalvertretung
und des Hauptpersonalrats beim Bayerischen Staats-
ministerium für Gesundheit, Ernährung und Verbrau-
cherschutz werden vorübergehend, längstens jedoch
bis zum 30. September 2001, folgendermaßen wahrge-
nommen:

1. In Angelegenheiten, die sich lediglich auf Beschäf-
tigte des ehemaligen Personals des Bayerischen
Staatsministeriums für Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten beziehen, nimmt der Hauptpersonalrat
bzw. der Personalrat beim Bayerischen Staatsminis-
terium für Landwirtschaft und Forsten (Bereich:
Ernährung und Landwirtschaft) die Aufgaben der
Personalvertretung wahr.

2. In Angelegenheiten, die sich lediglich auf Beschäf-
tigte des ehemaligen Personals des Bayerischen
Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung,
Familie, Frauen und Gesundheit beziehen, nimmt
der Hauptpersonalrat bzw. der Personalrat beim
Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und So-
zialordnung, Familie und Frauen die Aufgaben der
Personalvertretung wahr.

3. In allen übrigen Angelegenheiten nimmt der Haupt-
personalrat bzw. der Personalrat beim Bayerischen
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen die Aufgaben der Personalver-
tretung wahr.

(2) 1Die Personalvertretungen wirken im Rahmen
ihrer Zuständigkeit bei den durch die Neubildung des
Bayerischen Staatsministeriums für Gesundheit, Er-
nährung und Verbraucherschutz veranlassten Maß-
nahmen nach Art. 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 und 7 BayPVG
mit, auch wenn der Beschäftigte mit der Maßnahme
einverstanden ist. 2Art. 78 Abs. 1 Buchst. a BayPVG
bleibt unberührt; die betreffende Personalvertretung

ist jedoch über die entsprechenden Maßnahmen vorher
zu unterrichten.

§ 2

Abweichend von Art. 29 Abs. 1 Buchst. d und e BayPVG
erlischt die Mitgliedschaft der Mitglieder des Haupt-
personalrats bzw. Personalrats beim Bayerischen Staats-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie
und Frauen und beim Bayerischen Staatsministerium
für Landwirtschaft und Forsten wegen des Ausscheidens
aus der Dienststelle oder wegen des Verlustes der Wähl-
barkeit auf Grund eines Wechsels in den Geschäfts-
bereich des Bayerischen Staatsministeriums für Gesund-
heit, Ernährung und Verbraucherschutz erst mit Beginn
der Amtszeit der Personalvertretungen beim Bayeri-
schen Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung
und Verbraucherschutz, spätestens mit Ablauf des 
30. September 2001.

§ 3

Die Neuwahlen des Hauptpersonalrats und des Per-
sonalrats beim Bayerischen Staatsministerium für Ge-
sundheit, Ernährung und Verbraucherschutz haben so
rechtzeitig zu erfolgen, dass die Amtszeit der neu ge-
wählten Mitglieder der Personalvertretungen spätes-
tens am 1. Oktober 2001 beginnt.

§ 4

(1) Für die Neuwahl des Hauptpersonalrats beim
Bayerischen Staatsministerium für Gesundheit, Er-
nährung und Verbraucherschutz nach § 3 sind die aus
anderen Geschäftsbereichen in den Geschäftsbereich
des Bayerischen Staatsministeriums für Gesundheit,
Ernährung und Verbraucherschutz versetzten oder
diesem Geschäftsbereich zugeordneten wahlberech-
tigten Bediensteten auch dann wählbar, wenn sie am
Wahltag noch nicht sechs Monate dem Geschäftsbe-
reich des Bayerischen Staatsministeriums für Gesund-
heit, Ernährung und Verbraucherschutz angehören.

(2) Für die Neuwahl des Hauptpersonalrats beim
Bayerischen Staatsministerium für Gesundheit, Er-
nährung und Verbraucherschutz sind Beschäftigte, die
aus Anlass der Neubildung mit dem Ziel der Verset-
zung in diesen Geschäftsbereich abgeordnet worden
sind, ungeachtet der Dauer ihrer Abordnung wahlbe-
rechtigt und wählbar.
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Verordnung
zur Sicherstellung der Personalvertretung

im Bereich des Bayerischen Staatsministeriums
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§ 5

(1) Für die Neuwahl des Personalrats des Bayeri-
schen Staatsministeriums für Gesundheit, Ernährung
und Verbraucherschutz nach § 3 sind die aus anderen
Geschäftsbereichen an das Bayerische Staatsminis-
terium für Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz versetzten oder diesem Staatsministerium zu-
geordneten wahlberechtigten Bediensteten auch dann
wählbar, wenn sie am Wahltag noch nicht sechs Monate
dem Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministe-
riums für Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz angehören.

(2) Für die Neuwahlen des Personalrats des Bayeri-
schen Staatsministeriums für Gesundheit, Ernährung
und Verbraucherschutz sind Beschäftigte, die aus An-
lass der Neubildung mit dem Ziel der Versetzung an
das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit,
Ernährung und Verbraucherschutz abgeordnet worden
sind, ungeachtet der Dauer ihrer Abordnung wahlbe-
rechtigt und wählbar.

§ 6

(1) Der Wahlvorstand für die Wahl des Hauptper-
sonalrats wird so rechtzeitig durch den Bayerischen
Staatsminister für Gesundheit, Ernährung und Ver-
braucherschutz bestellt, dass die Amtszeit des Haupt-
personalrats bis spätestens 1. Oktober 2001 beginnen
kann.

(2) 1Zur Bestellung des Wahlvorstands für die Wahl
des Personalrats beim Bayerischen Staatsministerium
für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz
beruft der Bayerische Staatsminister für Gesundheit,
Ernährung und Verbraucherschutz rechtzeitig eine
Personalversammlung ein. 2Art 20 Abs. 2, Art. 22 und 23
BayPVG finden Anwendung.

§ 7

1Die Amtszeit der nach § 3 gewählten Personal-
vertretungen endet gemäß Art. 26 Abs. 4 BayPVG am 
31. Juli 2002. 2Art. 27 BayPVG bleibt unberührt.

§ 8

1Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 30. Januar
2001 in Kraft. 2Sie tritt mit Ablauf des 30. September
2001 außer Kraft.

München, den 13. März 2001

Bayerisches Staatsministerium
für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz

Eberhard  S i n n e r ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium
für Landwirtschaft und Forsten

Josef  M i l l e r  ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium
für Arbeit und Sozialordnung,

Familie und Frauen

Christa  S t e w e n s ,  Staatsministerin
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Auf Grund des Art. 18 Abs. 7 in Verbindung mit Abs. 2
des Bayerischen Landesplanungsgesetzes (BayLplG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Septem-
ber 1997 (GVBl S. 500, BayRS 230–1–U), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 25. April 2000 (GVBl S. 280), hat
die Regierung der Oberpfalz die Dritte Änderung und
die Vierte Änderung des Regionalplans der Region 
Regensburg (Bekanntmachung über die Verbindlich-
erklärung vom 4. Februar 1988, GVBl S. 32, BayRS
230–1–28–U, und - zuletzt - der Zweiten Änderung vom
26. Februar 1999, GVBl S. 84) für verbindlich erklärt.

Die Dritte Änderung betrifft die Gewinnung und Si-
cherung von Bodenschätzen und die Änderung davon
berührter fachlicher Ziele, und die Vierte Änderung
betrifft die Neufassung von Teil A „Überfachliche Ziele“
sowie den Verkehr und das Nachrichtenwesen.

Die Änderungen des Regionalplans sind bei der
kreisfreien Stadt Regensburg und den Landratsämtern
Cham, Neumarkt i. d. OPf., Regensburg und Kelheim
zur Einsichtnahme für jedermann ab 1. April 2001 aus-
gelegt. Die Auslegungszeiten richten sich nach den 
jeweils festgelegten Zeiten für den Parteienverkehr.

Diese Änderungen treten am 1. April 2001 in Kraft.

München, den 6. März 2001

Bayerisches Staatsministerium
für Landesentwicklung und Umweltfragen

Dr. Werner  S c h n a p p a u f ,  Staatsminister

230–1–28–U

Bekanntmachung
über die Verbindlicherklärung

der Dritten Änderung und der Vierten Änderung
des Regionalplans der Region Regensburg (11)

Vom 6. März 2001



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 6/2001 105

2030–1–2–WFK

Berichtigung

Art. 8 Abs. 2 Satz 2 des Bayerischen Hochschullehrer-
gesetzes (BayHSchLG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 5. September 2000 (GVBl S. 712, BayRS
2030–1–2–WFK), geändert durch § 3 des Gesetzes vom
22. Dezember 2000 (GVBl S. 925), wird wie folgt be-
richtigt:

Nach den Worten „mit Lehr- und Forschungsaufgaben
zusammenhängenden“ wird das Wort „selbständigen“
eingefügt.

München, den 19. März 2001

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung uns Kunst

Dr.  Q u i n t ,  Ministerialdirektor
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